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329 der Beilagen zu den Stenographischen Protokon~n des Nationakates XVI. GP 
I 

Regierungsvorlage 
I 

Bundesgesetz vom :XXXX, mit dem das 
Bauem-Sozialversicherungsgesetz geändert 
wird (8. Novelle zum Bauem-Sozialversiche­

rungsgesetz - BSVG) 

, Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 
Das Bauern-Sozialversicherungsgesetz, BGBI. 

Nr. 559/1978, in der Fassung der Bundesgesetze 
BGBI. Nr. 684/1978, BGBI. Nr. 532/1979, BGBI. 
Nr. 587/1980, BGBI. Nr. 284/1981, BGBI. Nr. 
590/1981, BGBI. Nr. 649/1982, BGBI. Nr. 
384/1983 und BGBI. Nr. 592/1983 wird geändert 
wie folgt: 

1.. § 10 Abs. 1 zwei~er Satz hat zu entfallen. 

2. a) Im § 23 Abs. 2 haben der vierte und fünfte 
Satz zu lauten: 
"Der Hundertsatz beträgt: 

1. bei Einheitswerten bis zu 70 000 S 
2. für je weitere 1 000 S Einheitswert 

bei Einheitswerten ' 
von 71 000 S bis 120 000 S ........ . 
von 121 000 S bis 150000 S ........ . 
von 151 000 S bis 200000 S ........ . 
von 201 000 S bis 300 000 S ........ . 
von 301 000 S bis 400 000 S ........ . 
von 401 000 S bis 500 000 S ........ . 
von 501 000 S bis 600 000 S ........ . 
über 600 000 S ....... ~ ......... . 

7,73510; 

8,59456 
6,98308 
4,83444 
3,92127 
2,90066 
2,14864 
1,61148 
1,23547. 

Diese Hundertsätze sind mit Wirksamkeit ab 
1. Jänner eines jeden Jahres unter Bedachtnahme 
auf § 47 mit der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 45) 
mit der Maßgabe zu vervielfachen, daß die sich 
ergebenden Hundertsätze auf fünf Dezimalstellen 
zu rund~n sind." 

b) § 23 Abs. 4 zweiter Satz hat zu lauten: 
"Beitragsgrundlage ist der sich hienach ergebende 
Betrag, vervielfacht mit dem Produkt aus der Auf­
wertungszahl (§ 45) des Kalenderjahres, in das der 
Beitragsmonat (Abs. 10) fällt, und aus den Aufwer­
tungszahlen der beiden vorangegangenen Kalen­
derjahre, gerundet auf volle Schilling." 

I ' 
, "I 

c) § 23 Abs. 10"lit. a hat zu lauten: 

"a) für dJ gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 Pflichtversicher­
ten 3 124 S 'monatlich (Mindestbeitrags­
grundlage). An die Stelle dieses Betrages tritt 
ab 1. hnner eines jeden Jahres der unter 
Bedachtnahme auf § 47 mit der jeweiligen 
AUfw9rtungszahi (§ 45) vervielfachte 
Betrag;" 

3. Im § 2f Abs.2 ist der Ausdruck ,,12,0 vH" 
durch den A~sdruck ,,13 vH" zu ersetzen. 

4. § 28 Ab;s. 5 hat zu lauten: 

,,(5) Die IWeiterversicherten haben als Beitrag 
24 vH der Beitragsgrundlage zu leisten." 

5. Im § 30!Abs. 7 sind der Betrag von 66 S jeweils 
durch den !Betrag von 93 S und der Ausdruck 
"Richtzahl" i durch den Ausdruck ,,Aufwertungs­

,zahl" zu ersetzen. 
6. Im § 31 Abs. 4 erster Satz ist der Ausdruck 

,,101,5 vH" Idurch den Ausdruck ,,100,5 vH" zu 

ersetzen. ,i.. ' 
7. a) Die rerschrift des § 45 hat zu lauten: 

,,Aufwertungszahl, Anpassungsfaktor und Aufwer-
I tungsfaktoren" 

b) § 45 erster Halbsatz hat zu lauten: 
"Die nach den Vorschriften des Abschnittes VI a 
des Ersten Teiles des Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetzes ermittelte und kundgemachte Auf­
wertungszalÜ gilt auch für die Pensions anpassung 
nach diesent Bundesgesetz;" 

I 
8. Im § 4? ist der Ausdruck "Richtzahl" jeweils 

durch den Ausdruck ,,Aufwertungs zahl" zu erset­
I 

zen. ' 

• I , 

9. a) Die ~Überschrift des § 49 hat zu lauten: 

"VorausberJchnung der Gebarung der Pensio~sver-
I sicherung" 

, b) Im § ~9 haben die Absatzbezeichnung ,,(1)" 
und der Abs. 2 zu entfallen. ' , 

I 

I 
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2 329 der Beilagen 

10. a) § 56 Abs. 1 und 2 haben zu lauten: 

,,(1) Wird neben einem Pensionsanspruch aus 
.der Pensionsversicherung mit Ausnahme des 
Anspruches auf Waisenpension noch Erwerbsein­
kommen (Abs. 3 und 4) aus einer gleichzeitig aus­
geübten Erwerbstätigkeit, die nicht diePflichtversi­
cherung nach diesem Bundesgesetz begründet, 
erzielt, so ruhen unbeschadet des Abs. 2 40 vH der 
Pension mit dem Betrag, um den das im Monat 
gebührende Erwerbseinkommen 3 200 S übersteigt, 
höchstens jedoch mit dem Betrag, um den die 
Summe aus Pension zuzüglich Hilflosenzuschuß 
und Erwerbseinkommen im Monat den Betrag von 
7 000 S übersteigt. An die Stelle der Beträge von 
3 200 Sund 7 000 S treten ab 1. Jänner eines jeden 
Jahres die unter Bedachtnahme auf § 47 mit der 
jeweiligen Richtzahl (§ 45) vervielfachten Beträge. 

(2) Ist Abs. 1 auf einen Anspruch auf 
a) Witwen(Witwer)pension anzuwenden, 
b) Erwerbsunfähigkeitspension anzuwenden 

und wird das Erwerbseinkommen aus einer 
Erwerbstätigkeit erzielt, zu deren Ausübung 
der Versicherte durch Maßnahmen der 
Rehabilitation (§ 149 Abs. 1) befähigt wurde 
oder aufgrund deren der Versicherte wäh­
rend des Anspruches auf diese Pension, ohne 
daß ihm Maßnahmen der Rehabilitation 
gewährt worden sind; mindestens 36 Bei­
tragsmonate der Pflichtversicherung erwor~ 
ben hat, 

so ruhen 40 vH der Witwen(Witwer)pension bzw. 
der Erwerbsunfähigkeitspension mit dem Betrag, 
um den das im Monat gebührende Erwerbseinkom­
men 5 959 S übersteigt, höchstens jedoch mit dem 
Betrag, um den die Summe aus Pension zuzüglich 
Hilfiosenzuschuß und Erwerbseinkommen im 
Monat den Betrag von 10247 S übersteigt. An die 
Stelle der Beträge von 5959 Sund 10247 S treten 
ab 1. Jänner eines jeden Jahres die unter Bedacht­
nahme auf § 47 mit der jeweiligen Richtzahl (§ 45) 
vervielfachten Beträge." 

b) § 56 Abs. 6 hat zu lauten: 

,,(6) Waren die Voraussetzungen für die Anwen­
dung der Abs. 1 bzw. 2 nicht während eines ganzen 
Kalenderjahres gegeben, weil 

a) der Pensionsberechtigte nicht während des 
ganzen Jahres Anspruch auf Pension hatte 
oder 

b) nicht ständig beschäftigt war oder 
c) hat der Pensionsberechtigte während der 

Zeit, in der er Anspruch auf Pension hatte, 
ein Entgelt bezogen, das in den einzelnen 
Kalendermonaten nicht gleich hoch war, 

kann er beim Versicherungsträger bis 31. März des 
folgenden Kalenderjahres beantragen, daß die 
Bestimmungen der Abs. 1 bzw. 2 für das vorangec 

gangene Kalenderjahr oder den Teil desselben, für 

den ein Pensions anspruch bestand, neuerlich ange­
wendet werden, in den Fällen der lit. bund c, 
sofern das bezogene Entgelt während des ganzen 
Kalenderjahres das Dreißigfache der Höchstbei­
tragsgrundlage gemäß § 45 Abs. 1 lit. b des Allge­
meinen Sozialversicherungsgesetzes im vorange­
gangenen Kalenderjahr nicht überschritten hat; als 
monatlich gebührendes Entgelt ist dabei das im 
Durchschnitt auf die Monate, in denen Pensionsan­
spruch bestand, entfallende Entgelt anzunehmen. 
Eine solche neuerliche Feststellung kann jederzeit 
auch von Amts wegen erfolgen~ Ergibt sich daraus 

,ein Mehrbetrag gegenüber dem zur Auszahlung 
gelangten monatlichen Pensionsbetrag, ist der 
Mehrbetrag dem Pensionsberechtigten zU,erstat­
ten." 

c) Der bisherige Abi. 6 erhält die Bezeichnung 7. 

d) § 56 Abs. 7 (neu) letzter Satz hat zu .lauten: 
"Der Ruhensbetrag ist auf mehrere beteiligte Pen- . 
sionsansprüche nach deren Höhe aufzuteilen." 

11. a) Im § 56 Abs. 1 sind der Betrag von 3 200 S 
jeweils durch den Betrag von 3 306 S, der Betrag 
von 7 000 S jeweils, durch den Betrag von 7 231 S 
und der Ausdruck "Richtzahl" durch den Aus­
druck ,,Aufwertungszahl" zu ersetzen. 

b) Im § 56 Abs.2 sind der Betrag von 5959 S 
jeweils durch den Betrag von 6 156 S, der Betrag 

. von 10247 S jeweils durch den Betrag von 10585 S 
und der Ausdruck "Richtzahl" durch den Aus­
druck ,,Aufwertungszahl" zu ersetzen. 

c) Im § 56 Abs. 4 ist der Betrag von 1 534 S 
durch den Betrag von 1 585 S zu ersetzen. 

d) § 56 Abs. 4 letzter Satz hat zu lauten: 
"An die Stelle dieses Betrages tritt ab 1. Jänner 
eines jeden Jahres der unter Bedachtnahme auf § 47 
mit der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 45) verviel­
fachte Betrag." . ' 

12. Im § 57 a haben die Absatzbezeichnung ,,(1)" 
und der Abs. 2 zu entfallen. 

13. § 58 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Bei Anwendung des § 57 a sind die Pensio­
nen mit dem Hilflosenzuschuß, jedoch ohne die 
besonderen Steigerungsbeträge für Höherversiche­
rung (§ 132) und die Kinderzuschüsse heranzuzie­
hen~ Bei der Anwendung des § 57 erlaßt das Ruhen 
auch die Zuschüsse, jedoch nicht die besonderen 
Steigerungsbeträge für die Höherversicherung 
(§ 132)." 

14. a) Im § 86 Abs. 3 erster Satz und zweiter Satz 
ist' jeweils der Betrag von 18 S durch den Betrag 
von 21 S zu ersetzen. 

b) § 86 Abs. 3 dritter Satz hat zu lauten: 
"An die Stelle des Be.trages von 21 S tritt ab J. Jän­

. ner eines jeden Jahres der unter Bedachtnahme auf 
§ 47 mit der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 45) ver­
vielfachte Betrag." 
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15. § 111 hat zu lauten: 

"Wartezeit 

§ 111. (1) Der Anspruch auf jede der im § 103 
Abs. 1 angeführten. Leistungen ist, abgesehen von 
den im 2. Unterabschnitt festgesetzten besonderen 
Voraussetzungen, an ,die allgemeine Voraussetzung 
geknüpft, daß die Wartezeit durch Versicherungs­
monate im Sinne des § 110 erfüllt ist. 

(2) Die Wartezeit entfällt für eine Leistung aus 
dem Versicherungsfall der dauernden Erwerbsun~ 
fähigkeit oder aus dem Versicherungsfall des 
Todes, 

a) wenn der Versicherungsfall die Folge eines 
Arbeitsunfalles oder einer Berufskrankheit 
(§§ 175 und 176 bzw. 177 des Allgemeinen 
SozIalversicherungsgesetzes ) ist, der (die) bei 
einem in der Pensionsversicherung nach die­
sem oder einem anderen Bundesgesetz 
Pflichtversicherten . bzw. bei einem nach 
§ 19 a des Allgemeinen Sozialversicherungs­
gesetzes Selbstversicherten eingetreten ist, 
oder I 

b) wenn der Stichtag (§ 104 Abs. 2) vor dem 
vollendeten 24. Lebensjahr des Versicherten 
liegt und der Vedicherte mindestens sechs 
Versicherungsmonate erworben hat, oder 

c) wenn der Versicherungsfall die Folge einer 
anerkannten Dienstbeschädigung im Sinne 
der für Wehrpflichtige geltenden versor­
gungsrechtlichen Vorschriften ist. 

(3) Die Wartezeit ist erfüllt, wenn am 
Stichtag (§ 104 Abs. 2) Versicherungsmonate 
im Sinne. dieses Bundesg~setzes in folgender 
Mindestzahl vorliegen: 

1. für eine Leistung aus dem Versicherungsfall I 

der dauernden Erwerbsunfähigkeit sowie aus dem 
Versicherungsfall des Todes 

a) wenn der Stichtag vor Vollendung des 
50. Lebensjahres bei männlichen, vor Vollen­
dung des 45. Lebensjahres bei weiblichen 
Versicherten liegt, 60 Monate; 

b) wenn der Stichtag nach Vollendung des 
50. Lebensjahres bei männlichen, nach Voll­
endung des 45. Lebensjahres bei weiblichen 
Versicherten liegt, erhöht sich die Wartezeit 
nach lit. a je nach dem Lebensalter des (der) 
Versicherten für jeden weiteren Lebensmo­
nat um jeweils ein Monat bis zum Höchst­
ausmaß von 180 Monaten; 

2. für eine Leistung aus dem Versicherungsfall 
des Alters 180 Versicherungsmonate. 

(4) Die gemäß Abs. 3 Z 1 und 2 für die Erfüllung 
der Wartezeit erforderliche Mindestzahl von Versi­
cherungsmonaten muß, unbeschadet der Bestim­
mungen <ks § 112, 

1. im Falle des Abs. 3 Z 1 innerhalb der letzten 
120 Kalendermonate vor dem Stichtag liegen; die-

ser Zeitra~m verlängert sich, ",:enn der. Stichta? 
nach Vollendung des 50. LebenSjahres bel männli­
chen Ver~icherteri bzw. nach Vollendung des 
45. Lebensjahres bei weiblichen Versicherten liegt, 
je nach de&t Lebensalter des (der) Versicherten für 

. jiden weiteren Lebensmonat um jeweils zwei 
KalenderrJonate bis zum Höchstausmaß von 
360 Kalendermonaten; . 

I . 

2. im Falle des Abs. 3 Z 2 innerhalb der letzten 
360 Kalen1ermonate vor dem Stichtag liegen. 

(5) Falleh in den Zeitraurp gemäß Abs. 5 neutrale 
Zeiten (§ 1112), so verlängert sich der Zeitraum um 
diese neuttalen Zeiten. 

I 

.(6) Die ~artezeit ist auc~ erfüllt, wenn bis zum 
Stichtag mindestens 180 Beitragsmonate erworben 
sind." I 

16. § 11~ Eingang hat zu lauten: I 
,,Als neutLI sind folgende Zeiten anzusehen, die 
nicht Versicherungszeiten sind:" 

17. § 1113 hat zu lauten: 

, I "Bemessungsgrundlage 

§ 113. (1) Die Bemessungsgrundlage für die Lei­
stungen ~us der Pensionsversicherung ist der 
Betrag,d~r sich aus der Teilung der Summe der 
BeitragsgJmdlagen der nach Abs. 2 für die Bildung 
der Beme1ssungsgrundlage heranzuziehenden Bei­
tragsmonJte nach Maßgabe des § 118 durch die um 
ein Sechstel erhöhte Zahl dieser Beitragsmonate 
ergibt. Dib Bemessungsgrundlage ist auf volle Schil­
ling aufzJrunden. 

(2) Für/die Ermittlung der Bemessungsgrundlage 
sind die letzten 120 Beitragsmonate heranzuziehen, 
die vor dem Kalenderjahr liegen, in das der Bemes­
sungszeit~unkt fällt. Bemessungszeitpunkt ist der 
Stichtag ~§ 104 Abs.2). Liegen seit dem 1. Jän­
ner 1972 ~eniger als 120, aber mindestens 60 Bei­
tragsmon~te, so sind nur die nach dem 31. Dezem­
ber 1971 liegenden Beitragsmonate heranzuziehen; 
liege? seit dem 1. Jänner 1972 wt:niger als 60 Bei­
tragsmon~te, so sind zur Ergänzung auf 60 Bei-

I 
tragsmonate auch die letzten vor dem 1. Jän-
ner 19n i gelegenen: Beitragsmonate in folgender 
Reihenfolge heranzuziehen: 

a) Zeiten einer Pflichtversicherung gemäß § 2 
Abis. 1 Z 1, 

b) Zeiten einer freiwilligen Versicherung im 
A~schluß an eine Pflichtversicherung gemäß 
§ 2 Abs. 1 Z 1, 

c) Zeiten einer Pflichtversicherung gemäß § 2 
A~s. 1 Z 2, , 

d) Ze~iten einer freiwilligen Versicherung im 
Artschluß an eine Pflichtversicherung gemäß 

I 
§2 Abs. 1 Z 2. 

(3) Kommen bei der Anwendung des Abs. 2 Bei­
tragszeitbn gemäß § 106 Abs. 1 Z 1 bzw. Z 2 in 
Betracht! so sind den Zeiten der Pflichtversiche-

i 2 
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rung gemäß § 2, Abs. 1 Z 1 die Zeiten gemäß § 2 
Abs. 1 Z 1 des Bauern-PensionsversicheruI)gsgeset­
zes bzw. gemäß §, 2 Abs. 1 Z 1 des Landwirtschaft­
lichen Zuschußrentenversic\lerungsgesetzes und 
den Zeiten der Pflichtversicherung gemäß § 2 
Abs. 1 Z 2 die Zeiten gemäß § 2 Abs. 1 Z 2 des Bau­
ern-Pensionsversicherungsgesetzes bzw. gemäß § 2 
Abs: 1 Z 2 des Landwirtschaftlichen Zuschußren­
tenversicherungsgesetzes gleichzustellen. Kommen 
bei der, Anwendung des Abs. 2 Beitragszeiten 
gemäß § 106 Abs. 1 Z 4 in Betracht, so sind den im 
Abs. 2 lit. a genannten Zeiten die Zeiten der freiwil­
ligen Versicherung im Anschluß an eine Pflichtver­
sicherung gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 des Bauern-Pen­
sionsvetsicherungsgesetzes bzw. gemäß § 2 Abs. 1 
Z 1 des Landwirtschaftlichen Zuschußrentenversi­
cherungsgesetzes und den im Abs. 2 lit.c genannten 
Zeiten die' Zeiten der freiwilligen Versicherting im 
Anschluß an eine Pflichtversicherung 'gemäß § 2 
'Abs. 1 Z 2 des Bauern-Pensionsversicherungsgeset­
zes bzw. gemäß § 2 Abs. 1 Z 2 des Landwirtschaft­
lichen Zuschußrentenversicherungsgesetzes gleich­
zustellen. 

(4) Wenn es für den Versicherten günstiger ist, 
bleiben bei der Anwendung des Abs. 2 Beitragsmo­
nate der freiwilligen Versicherung, die auch Zeiten 
enthalten, während welcher Krankengeld, Arbeits­
losengeld, Notstandshilfe oder Karenzurlaubsgeld 
aus einer gesetzlichen Versicherung bezogen wurde 
oder während welcher der Anspruch auf Kranken­
geld ausschließlich nach § 143 Abs. 1 Z 2 des Allge­
meinen Sozialversicherungsgesetzes ruhte, außer 
Betracht. 

(5) Bei der Anwendung des Abs.2 bleiben Bei­
tragsmonate der Pflichtversicherung, deren Bei­
tragsgrundlagen durch berufliche, Maßnahmen der 
Rehabilitation (§ 153 dieses Bundesgesetzes sowie 
§§ 198 bzw. 303 des Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetzes und § 161 des Gewerblichen Sozial­
versicherungsgesetzes) beeinflußt werden, außer 
Betracht, wenn es für den Versicherten günstig~r 
ist. Das gleiche gilt für Beitragsmonate, die Zeiten 
einer Beschäftigung enthalten, zu deren Ausübung 
ihn diese Maßnahmen befähigt haben." 

18. a) Im § 114 Abs. 1 ist der Ausdruck "gemäß 
Abs. 2 Z 1" durch den Ausdruck "gemäß Abs. 2" 
zu ersetzend 

b) § 114 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Die Bemessungsgrundlage nach Vollendung 
des 55. Lebensjahres ist unter entsprechender 
Anwendung des § 113 Abs. 1 mit der Maßgabe zu 
ermitteln, daß als Bemessungszeitpunkt der nach 
Vollendung des 55. Lebensjahres des Versicherten 
liegende 1. Jänner gilt, an dem erstmalig 120 Bei­
tragsmonate der Pflichtversicherung vorliegen." 

c) § 114 Abs. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Die nach Abs.2 ermittelte Bemessungs­
grundlage ist nur auf den auf die Versicherungs mo-

nate bis zum Bemessungszeitpunkt (Abs. 2) entfal­
lenden Steigerungsbetrag anzuwenden." 

19. Im § 115 haben die Worte "der Grundbetrag 
und" zu entfallen. 

20. Im § 116 haben die Worte "des Grundbetra­
ges und" zu entfallen. 

21. a) Die Überschrift zu § 118 hat zu lauten: 

"Berücksichtigung der Beitragsgrundlagen in der 
Bemessungsgrundlage" 

b) § 118 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Die Bemessungsgrundlag~ nach den §§ 113 
und 114 ist aus den durchschnittlichen Beitrags­
grundlagen der Beitragsmonate, die für die Ermitt­
lung der Bemessungsgrundlage heranzuziehen sind 
(§§ 113 Abs. 2 und 114 Abs. 2), zu ermitteln." 

c) § 118 Abs. 4 und 5 haben zu lauten:, 

,,(4) Bei ~der Ermittlung der Monatsbeitrags­
grundlage (Abs.3) ist als Beitragsgrundlage heran­
zuziehen: 

L für Beitragszeiten der Pflichtversicherung 

a) nach dem 31. Dezember 1977 die Beitrags­
grundlage gemäß § 12 des Bauern-Pensio~s­
versicherungsgesetzes bzw. gemäß § 23 dI<:­
ses Bundesgesetzes; 

b) in den Kalenderjahren 1971 bis einschließ­
lich 1977 die sich aus der,Anlage 1 zu diesem 
Bundesgesetz ergebende Beitragsgrundlage; 
hiebei gilt ein Versicherungsmonat in der 
Versicherungsklasse erworben, in die der 
Versicherte für Zwecke der Bemessung der 
Beiträge eingereiht war; , 

c) vor dem 1. Jänner 1971 die sich aus der 
Anlage 1 zu diesem Bundesgeset?: für das 
Kalenderjahr 1970 ergebende Beitragsgrund­
lage; hiebei, gilt ein Versicherungsmonat in 
der Versicherungsklasse erworben, in die der 
Versicherte für Zwecke der Bemessung der 
Beiträge einzureihen gewesen wäre; 

2. für Beitragszeiten der Weiter- oder Selbstver­
sicherung 

a) in den' Kalenderjahren 1971 bis einschließ­
lich 1977 die sich aus der Anlage 1 zu diesem 
Bundesgesetz ergebende Beitragsgrundlage; 
Z 1 lit. bist hiebei entsprechend anzuwen­
den; 

b) vor dem 1. jänner 1971 die sich aus der 
Anlage 1 zu diesem Bundesgesetz für das 
Kalenderjahr 1970 in der Versicherungs­
klasse I ergebende Beitragsgrundlage. 

(5) Beitragsgrundlagen gemäß Abs. 4 Z 1 
lit. a ,und b sowie Beitragsgrundlagen gemäß 
Abs. 4 Z 2 lit. a, die auf Versicherungsmo­
nate nach dem 31. Dezember 1970 zurück­
gehen, sind mit dem ihrer zeitlichen Lage­
rung entsprechenden, im Jahr des Stichtages 
geltenden Aufwertungsfaktor (§ 45) aufzu-

329 der Beilagen XVI. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)4 von 33

www.parlament.gv.at



329 der Beilagen 
I 

5 

werten. Beitragsgrundlagen gemäß Abs. 4 
Z 1 lit. c und Abs. 4 Z 2 lit. b, die auf Versi­
cherungsmonate vor dem 1. Jänner 1971 
zurückgehen, sind ohne Rücksicht auf ihre 
zeitliche Lagerung mit dem für das Kalen­
derjahr 1970 im Jahr des Stichtages gelten­
den Aufwertungsfaktor (§ 45) aufzuwerten," 

d) Im § 118 Abs. 6 i~t der Ausdruck "Bemes­
sungszeit" durch den Ausdruck "Bemessungs-
grundlage" zu ersetzen. ' 

22. § 120 Abs. 7 Z 3 hat zu lauten: 

,,3. Bei der Ermittlung der Bemessungsgrundla­
gen gelten für Beitragsmonate nach dem Allgemei­
nen Sozialversicherungsgesetz bzw. nach dem 
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz jene 
Beträge, die für die Ermittlung der Bemessungs­
grundlage nach dem Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetz bzw. dem Gewerblichen Sozialversi­
cherungsgesetz heranzuziehen wären, als Beitrags­
grundlage im Sinne des § 118." 

23. Dem § 122 ist ein Abs: 3 mit folgendem 
Wortlaut anzufügen: 

,,(3) Waren die Voraussetzungen für die Anwen­
dung des Abs.2 in einem Kalenderjahr gegeben, 
war der Pensionsberechtigte aber in diesem Kalen­
derjahr nicht ständig selbständig oder unselbstän­
dig erwerbstätig oder hat der Pensionsberechtigte 
während der Zeit, in der die Pension weggefallen 
war, ein Erwerbseinkommen bezogen, das in ein­
zelnen Kalendermonaten dieses Kalenderjahres das 
nach § 5 Abs. 2 lit. c des Allgemeinen Sozialversi­
cherungsgesetzes jeweils in Betracht kommende 
Monatseinkommen nicht 'übersteigt, kann er beim 
Versicherungsträger bis 31. März des folgenden 
Kalenderjahres beantragen, daß die Bestimmungen 
des Abs.2 für das vorangegangene Kalenderjahr 
neuerlich angewendet werden, wobei als monatlich 
gebührendes Erwerbseinkommen ein Zwölf tel der 
Summe des Erwerbseinkommens des vorangegan­
genen Kalenderjahres anzunehmen ist. Eine solche 
neuerliche Feststellung kann jederzeit auch von 
Amts wegen erfolgen. Ergibt sich daraus ein Mehr­
betrag gegenüber dem zur Auszahlung gelangten 
Pensionsbetrag, ist der Mehrbetrag dem Pensions­
berechtigten zu erstatten." 

24. § 130 hat zu lauten: 

"Ausmaß der Alters(Erwerbsunfähigkeits)pension 

§ 130. (1) Die Leistungen aus den Versicherungs­
fällen des Alters und die Erwerbsunfähigkeitspen­
sion bestehen aus dem Steigerungs betrag und der 
Erhöhung des Steigerungsbetrages für jedes 
lebendgeborene Kind (Kinderzuschlag), bei V orlie­
gen einer Höherversicherung auch aus dem beson­
deren Steigerungsbetrag nach § 132 Abs. 1. Der 
Steigerungsbetrag ist ein Hundertsatz der Bemes­
sungsgrundlage . 

(2) Der monatliche Hundertsatz nach Abs. 1 
beträgt für jb zwölf Versicherungsmonate 
bis zum 360j Monat ...................... 1,9, 
vom 361. Monat an ...................... 1,5. 
Ein Rest v06 weniger als zwölf Versicherungsmo­
naten wird i in der Weise berücksichtigt, daß für 
jeden restlichen Monat ein Zwölf tel des nach der 
zeitlichen L~gerung in Betracht kommenden Hun­
dertsatzes ~eranzuziehen ist; der sich ergebende 
Hundertsatt ist auf drei Dezimalstellen zu runden. 

(3) Liegt tr Stichtag (§ 104 Abs. 2) vor der Voll­
endung desiSO. Lebensjahres, erhöht sich der sich 
nach Ab~. 21 und § 131 Abs. 1 ergeb~nde H~nderi­
satz für Je zwölf Monate ab dem Stichtag biS zum 
Monatserst~n nach Vollendung ,des 50. Lebensjah­
res um 1,9 kit der Maßgabe, daß der so ermittelte 
Hundertsatk 50 nicht übersteigt (Zurechnungszu­
schlag). Abt 2 zweiter Satz gilt entsprechend. 

I 

(4) Bei der Bemessung des Steigerungsbetrages 
sind höchs~ens 540 Versicherungsmonate heranzu­
ziehen." 1 

25. § 13'11 hat zu lauten: 

, I "Kinderzuschlag 

§ 131. (1~ Der sich nach § 130 Abs. 2 ergebende 
Hundertsatlz erhöht sich bei weiblichen Versicher­
ten für jedes im Inland lebendgeborene Kind -
unbeschadet Abs. 2 und 4 -,- im Ausmaß von 3 vH 
der Bemes~ungsgrundlage, wenn mehrere Bemes­
sungsgrun4lagen angewendet werden, der höchsten 
Bemessungsgrundlage (Kinderzuschlag) . 

(2) Die /Summe der Hundertsätze nach Abs. 1 
und § 130 1'-bs. 2 darf bei Vorliege.n von wenig~r als 
61 Versicherungsmonaten 27 nicht übersteigen. 
Dieser Huhdertsatz erhöht sich für jeden weiteren 
Versicheru!ngsmonat vom 61. Monat bis zum 
359. Mon~t um 0,1. ' 

I 

(3) Wird ein Kind an Kindes Statt angenommen 
und wird Hie Wahlkindschaftvor Vollendung des 
dritten L~bensjahres begründet, so gebührt der 
Kinderzuschlag der Adoptivmutter (bzw. dem 
Adoptivva}er) anstelle, der in Abs. 1 bezeichneten 
V ersichert~n. 

(4) Beil Vorliegen von .mehr als 359 Versic?e­
rungsm0'1aten gebührt keme Erhöhung des Sich 
nach § 130 Abs. 2 ergebenden Hundertsatzes." 

26. § 13/2 hat zu lauten: . 

"Besondel'er Steigerungsbetrag für Beiträge zur 
Höherversicherung; Höherversicherungspension 

I , 
§ 132. ~1) Für Beiträge zur Höherversicherung, 

die für Vhsicherungszeiten geleistet wurden oder 
gemäß § 1133 als geleistet gelten, ist ein besonderer 
Steigeruntsbetrag zur Alters(Erwerbsunfähig­
keits)pension zu gewähren. 
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(2) Männliche Pflichtversicherte, die das 
65. Lebensjahr, und weibliche Pflichtversicherte, 
die das 60. Lebensjahr volle~det, die Wartezeit für 
die Alterspension erfüllt, jedoch aus dem Grund 
der Nichterfüllung der besonderen Voraussetzun­
gen des § 121 Abs.2 keinen Anspruch auf Alters­
pension haben, erhalten für die zur Höherversiche­
rung geleisteten Beiträge auf Antrag eine Höher­
versicherungspensIon. 

(3) Fällt während des Bezuges der Höherversi­
cherungspension die Alterspension gemäß § 121 an, 
so ist anstelle der Höherversicherungspension der 
besondere Steigerungs betrag gemäß Abs. 1 im Aus­
maß der bisherigen Höherversicherungspension zu 
gewähren. 

(4) Für die Bemessung des besonderen Steige­
rungsbetrages gemäß Abs. 1 sind Beiträge zur 
Höherversicherung, die für vor dem 1. Jänner 1986 
gelegene Yersicherungszeiten geleistet wurden 
oder als geleistet gelten, mit den ihrer zeitlichen 
Lagerung entsprechenden Aufwertungsfaktoren 
(§ 45) aufzuwerten. Der besondere Steigerungsbe­
trag beträgt für Beiträge zur Höherversicherung 
für Versicherungszeiten aus der Zeit vor dem 
1. Jänner 1986 monatlich 1 vH der Beiträge zur 
Höherversicherung. 

(5) Für die Bemessung der Höherversicherungs­
pension gemäß Abs. 2 sind Beiträge zur Höherver­
sicherung, die für vor dem 1. Jänner 1986 gelegene 
Versicherungszeiten geleistet wurden oder als 
geleistet gelten, mit den ihrer zeitlichen Lagerung 
entsprechenden Aufwertungsfaktoren (§ 45) aufzu­
werten. Der Monatsbetrag der Höherversiche­
rungspension wird in Hundertsätzen der zur 
Höherversicherung geleisteten Beiträge, entspre­
chend dem Alter des Versicherten im Zeitpunkt der 
Beitragsleistung, wie folgt bemessen: 

Hundertsatz für Beiträge zur HöherversiCherung 
geleistet im Alter des Versichenen 

1,10 ........................ bis zu 40 Jahren, 
0,90 .............. von über 40 bis zu 50 Jahren, 
0,75 .............. von über 50 bis zu 60 Jahren, 
0,65 ....................... von über 60 Jahren. 

(6) Für die Bemessung des besonderen Steige­
rungsbetrages und des Monatsbetrages der Höher­
versicherungspension sind Beiträge zur Höherversi­
cherung, die für nach dem 31. Dezember 1985 
gelegene Versicherungszeiten geleistet wurden 
oder als geleistet gelten, mit dem ihrer zeitlichen 
Lagerung entsprechenden Aufwertungsfaktor 
(§ 45) aufzuwerten und mit einem Faktor zu ver­
vielfachen. Dieser Faktor ist durch Verordnung des 
Bundesministers für soziale Verwaltung nach versi­
cherungsmathematischen . Grundsätzen festzuset­
zen; hiebei ist auf das Geschlecht des Versicherten 
bzw. die zeitliche Lagerung der Beiträge zur 
Höherversicherung nach dem Lebensalter Bedacht 

zu nehmen, wobei sich für Versicherungszeiten 
eines Kalenderjahres das Lebensalter nach dem in 
diesem Kalenderjahr vollendeten Lebensjahr zu 
richten hat. 

(7) Der monatlich gebührende besondere Steige­
rungsbetrag und der Monatsbetrag der Höherversi­
cherungspension für na'Yh dem 31. Dezember 1985 
gelegene Versicherungszeiten ist die Summe der 
nach Maßgabe des Abs. 5 berechneten Beträge für 
die jeweiligen Kalenderjahre, in denen Beiträge zur 

. Höherversicherung geleistet wurden oder als gelei­
stet gelten." 

27. Im § 136 Abs. 1 ist der drittletzte, vorletzte 
und letzte Satz durch folgenden Satz zu ersetzen: 
"Bei der Bemessung der Witwen(Witwer)pension 
haben Kinderzuschlag, Kinderzuschüsse und Hilf-
losenzuschuß außer Ansatz zu bleiben." > 

28. § 137 Abs. 4 letzter Satz hat zu entfallen. 

29. § 138 erster Satz hat zu lauten: 
"Die Waisenpension beträgt für jedes einfach ver­
waiste Kind 40 vH, für jedes doppelt verwaiste 
Kind 60 vH der Witwen(Witwer)pension nach 
§ 136 Abs. 1, auf die nach dem verstorbenen Eltern­
teil Anspruch besteht oder bestünde; die Erhöhung 
des Hundertsatzes nach § 130 Abs. 2 durch den 
Kinderzuschlag bleibt hiebei unberücksichtigt." 

30. § 139 zweiter und dritter Satz ~aben zu lau­
ten: 
"Innerhalb dieses Höchstausmaßes sind alle Pen­
sionen verhältnismäßig zu kürzen. Hiebei sind Wit­
wen(Witwer)pensionen gemäß § 127 Abs. 4 und 
§ 136 Ab~. 3 nicht zu berücksichtigen; diese dürfen 
jedoch den Betrag der gekürzten Witwen(Wit­
wer)pension nach § 127 Abs. 1 nicht übersteigen 
und sind innerhalb dieses HÖchstausmaßes verhält­
nismäßig zu kürzen." 

31. Im § 140 Abs. 4 lit. h sind der Betrag von 
810 S durch den Betrag von 1 140 S und der Aus­
druck "Richtzahl" durch den Ausdruck ,,Aufwer­
tungszahl" zu ersetzen. 

32. Im § 143 Abs.2 ist der Ausdruck ,,§§ 54 
Abs. 3 Z 2 und 56 bis 59" durch den Ausdruck 
,,§§ 54 Abs. 3 Z 2, 56, 57 a, 58 und 59" zu ersetzen. 

33. Im § 162 Abs. 5 sind der Betrag von 1921 S 
durch den Betrag von 2 707 S und der Ausdruck 
"Richtzahl" durch den Ausdruck "Aufwertungs­
zahl" zu ersetzen. 

34. a) § 204 Abs. 1 und 2 haben zu lauten: 

,,(1) Der Versicherungsträger hat für jedes 
Geschäftsjahr einen Rechnungsabschluß, der jeden­
falls aus einer Erfolgsrechnung und einer Schlußbi­
lanz zum Ende des Jahres bestehen muß, und einen 
Geschäftsbericht zu verfassen und dem Bundesmi­
nisterium für soziale Verwaltung vorzulegen'. 

(2) Der Versicherungsträger hat statistische 
Nachweisungen zu verfassen." 
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b) Der bisherige Abs.2 erhält die Bezeichnung 
Abs.3. 

c) § 204 Abs. 4 hat zu lauten: 

,,( 4) Der Bundesminister für soziale Verwaltung 
hat nach Anhörung des Hauptverbandes der öster­
reichischen Sozialversicherungsträger Weisungen 
für die Rechnungsführung, Rechnungslegung, die 
Erstellung des Jahresvoranschlages sowie des Jah­
resberichtes (Abs. 1) und für die statistischen Nach­
weisungen (Abs. 2) zu erlassen." 

Artikel 11 

Übergangsbestimmungen ' 

(1) Bei der Anwendung der Bestimmungen des 
§ 23 Abs. 4 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes 
in der Fassung des Art. I Z 2 lii. b tritt an die Stelle 
derAufwertungszahl 'für die Zeit vor dem 1. Jän­
ner 1986 die nach den Vorschriften des Bauern­
Sozialversicherungsgesetzes über die Pensionsan­
pasung jeweils in Geltung gestandene Richtzahl. 

(2) Wenn dies für den Versicherten günstiger ist, 
sind die Bestimmungen des § 56 Abs. 1,2 und 6 des 
Bauern-Sozialversicherungsgesetzes in der am 
31. Dezember 1984 in Geltung gestandenen Fas­
sung für Fälle des Zusammentreffens eines Pen­
sionsanspruches aus der Pensionsversicherung mit 
Erwerbseinkommen weiterhin anzuwenden, wenn 
die Pension im Dezember 1984 geruht hat, solange 
das zum Ruhen führende Erwerbseinkommen auf­
grund ein und derselben Erwerbstätigkeit weiterhin 
erzielt wird. 

(3) Die Bestimmungen der §§ 111, 114 Abs. 1, 2 
und 3, 115, 118 Abs. 1, 4, 5 und 6, 120 Abs. 7 Z 3, 
132, 136 Abs. 1, 137 Abs. 4, 138 und 139 des Bau­
ern-Sozialversicherungsgesetzes in der Fassung des 
Art. I Z 15, 18, 19, 21, 22, 26, 27, 28, 29 und 30 
sind nur auf Versicherungsfälle anzuwenden, in 
denen der Stichtag nach dem 31. Dezember 1984 
liegt. . 

(4) Personen, die erst aufgrund der Bestimmung 
des § 111 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes 
in der Fassung des Art. I Z 15 Anspruch auf eine 
Leistung aus der Pensionsversicherung nach dem 
Bauern-Sozialversicherungsgesetz erhalten, ge­
bührt diese Leistung ab 1. Jänner 1985, wenn der 
Antrag bis 31. Dezember 1985 gestellt wird, sonst 
ab dem auf die AntragsteIlung folgenden Monats­
ersten. 

(5) Die Bestimmung des § 111 Abs.6 des Bau­
ern-Sozialversicherungsgesetzes in der Fassung des 
Art. I Z 15 1st auf Versicherungsfälle, in denen der 
Stichtag nach dem 31. Dezember 1984 liegt, mit 
der Maßgabe anzuwe!1den, daß 180 Beitragsmo­
nate, insgesamt aber, 

wenn der Stichtag 
im Jahre.. . liegt, 
1985 
1986 
1987 
1988 
1989 
1990 
1991 

I 
I 

erworben sein müssen. 

Versicherungsmonate 
264 
252 
240 
228 
216 
204 
192 

(6) Die !BeStimmUng des § 113 des Bauern­
Sozialversicherungsgesetzes in der Fassung des 
Art. I Z 17 i~t nur auf Versicherungsfälle anzuwen­
den, in den~n der Stichtag nach dem 31. Dezem­
ber 1984 liegt; für die Ermittlung der Bemessungs­
grundlage sind anstelle der letzten 120 Beitragsmo­
nate, wenn tier Stichtag im Kalenderjahr 1985 liegt, 
die letzten! 84 Beitragsmonate, bzw. wenn der 
Stichtag im Kalenderjahr 1986 liegt,' die letzten 
108 Beitrag~monate heranzuziehen. 

I . 
(7) Die :Bestimmungen des § 116 des Bauern­

Sozialversicherungsgesetzes in der am 31. Dezem­
ber 1984 in 'Geltung gestandenen Fassung sind nach 
einer weggbfallenen Pension auch auf Versiche­
rungsfälle abzuwenden, in denen der Stichtag nach 
dem 31. Ddzember 1984 liegt, wenn die weggefal­
lene Pension einen Grundbetrag enthalten hat. 

. (8) Hat Ln Versicherter zur Erfüllung der V or-
aussetzung I .. 

a) des § 121 Abs.2 des Bauern-Sozialversiche­
rungfgesetz~s ~ür de?- Anspruch ~uf Er­
werbsunfählgkeltspenslOn aufgrund emer Er­
werbisunfähigkeit im Sinne des § 124 Abs. 2 
des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes oder 

b) des § 122 Abs. 1 lit. d des Bauern-Sozialver-
sich~rungsgesetzes 

seinen land(forst)wirtschaftlichen Betrieb an seinen 
Ehegatten ~or dem 1. Jänner 1985 übergeben, ver­
pachtet oder auf andere Weise zur Bewirtschaftung 
überlassen,] so beträgt die Wartezeit für eine für 
den Ehegatten in Betracht kommende Leistung aus 
de~ V ~rs+her~ngsfall der dauernden Erwerbsun­
fähigkeit Im Smne des § 124 Abs.2 des Bauern­
Sozialversicherungsgesetzes 96 Versicherungsmo­
nate, die uhbeschadet der Bestimmungen des § 112 
des Bauerh -Sozialversicherungsgesetzes innerhalb 
der letzter! 120 Kalendermonate vor dem Stichtag 
liegen müs~en. Auf diese Wartezeit zählen Beitrags­
monate de~ Weiterversicherung zur Hälfte. 

I 
(9) Die I Bestimmungen der §§ 130 und 131 des 

Bauern-Sdzialversicherungsgesetzes in der Fassung 
des Art. I Z 24 und 25 sind nur auf Versicherungs­
fälle anzuirenden, in denen der Stichtag nach dem 
31. Dezerrfber 1984 liegt; bei Leistungen aus dem 
VersicherJngsfall des Todes ist die Bestimmung des 
§ 130 Abs! 3 des Bauern-Sozialversicherungsgeset­
zes in der IFassung des Art. I Z 24 auf Hinterbliebe-
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nenpensionen anzuwenden, für die' der Stichtag 
nach dem 31. Dezember 1984 liegt, sofern diese 
von einer Erwerbsunfähigkeits(Alters)pension 
bemesse'n werden, deren Stichtag ebenfalls nach 
dem 31. Dezember 1984 liegt. Bei der Ermittlung 
des Ausmaßes von Hinterbliebenenpensionen, bei 
denen der Stichtag zwar nach dem 31. Dezem­
ber 1984 liegt, die sich jedoch von einer Erwerbs­
unfähigkeits(Alters)pension ableiten, deren Stichtag 
vor dem 1. Jänner 1985 liegt, findet die Bestim­
mung des § 130 Abs. 3 des Bauern-Sozialversiche­
rungsgesetzes in der Fassung des Art. I 224 keine 
Anwendung; an ihre Stelle tritt die Bestimmung des 
§ 130 Abs. 3 des Bauern-Sozialversicherungsgeset­
zes in der am 31. Dezember 1984 in Geltung 
gestandenen Fassung. 

, 
(10) Abweichend von Abs. 9 bleibt, wenn dies für 

den Versicherten günstiger ist, die Bestimmung des 
§ 130 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes in 
der am 31. Dezember 1984 in Geltung gestandenen 
Fassung für Versicherungsfälle, deren Stichtag in 
den Kalenderjahren 1985 bzw. 1986 liegt, mit der 
Maßgabe weiterhin anwendbar, daß ein Grundbe­
tragszuschlag nicht gewährt wird und an die Stelle 
des Grundbetrages von 30 vH der Bemessungs­
grundlage, wenn der Stichtag im Kalender­
jahr 1985 liegt, ein Grundbetrag von 22 vH, wenn 
der Stichtag im Kalenderjahr 1986 liegt, ein Grund­
betrag von 14 vH der Bemessungsgrundlage tritt. 
Das Ruhen der Pension nach § 56 des Bauern­
Sozialversicherungsg~setzes in der Fassung des 
Art. I 210 tritt in diesen Fällen nur bis zum Aus­
maß dieses Grundbetrages ein. 

A,tikel 111 
Schlußbestimmungen 

(1) Art. I 220 der 3. Novelle zum Bauern-
Sozialversicherungsgesetz, BGBI. Nr. 587/1980, 
wird aufgehoben. 

(2) Im Art. II Abs. 9 der 4. Novelle zum Bauern-
Sozialversicherungsgesetz, BGBI. Nr. 284/1981, 
hat der erste Satz zu lauten: 

"Der unter Anwendung der im Abs.· 8 bezeichneten 
Bestimmungen zu bemessende Betrag einer Wit­
werpension gemäß § 127 des Bauern-Sozialversi­
cherungsgesetzes in der Fassung des Art. I 2 9 
gebührt unter Bedachtnahme auf § 46 des Bauern­
Sozialversicherungsgesetzes ab 1. Juni 1981 zu, 
einem Drittel, ab 1. Jänner 1989 zu zwei Drittel 
und ab 1. Jänner 1995 in voller Höhe." 

(3) Abweichend von den Bestimmungen des § 26 
Abs. 1 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes 
beträgt das Ausmaß des aus Mitteln der Pensions­
versicherung zur Krankenversicherung der Pensio­
nisten zu leistenden Beitrages 
für das Jahr 1985 .................. ' 10,0 vH, 
für das Jahr 1986 ............. . . . . .. 10,3 vH. 

Artikel IV 

Inkrafttreten 

Dieses Bundesgesetz tritt hinsichtlich der Bestim­
mungen des Art. 121,2, 5, 7, 8,9, 11, 14,26, 31 
und 33 mit 1. Jänner 1986, hinsichtlich aller übri­
gen Bestimmungen mit 1. Jänner 1985 in Kraft. 

Artikel V 

VoUziehung 

Mit der Vollziehung dieses BUndesgesetzes sind 
betr.;tut: 

a) hinsichtlich der Bestimmung des § 31 Abs. 4 
des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes in 
der Fassung des Art. I 2 6 der Bundesmini­
ster für soziale Verwaltung im Einverneh­
men mit dem Bundesminister für Finanzen; 

b) hinsichtlich der Bestimmung des § 131 des 
Bauern-Sozialversicherungsgesetzes in der 
Fassung, des Art. I 2 25 der Bundesminister 
für soziale Verwaltung im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Familie, Jugend und 
Konsumentenschutz ; 

c) hinsichtlich aller übrigen Bestimmungen der 
Bundesminister für soziale Verwaltung. 
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VORBLATT 

Problem und Ziel: 

Gemessen an den volkswirtschaftlichen Kennzahlen überproportionaler Anstieg der Ausgaben der 
Pensionsversicherung. Dämpfung der Ausgabenentwicklung mit Idem Ziel einer Entlastung des Bundes­
haushaltes sowie Verbesserung der inneren Gerechtigkeit des Leis~ungsrechtes und Stärkung des Versiche-
rungsgedankens. . I . '. 

Lösung: 

Änderungen des Bemessungsrechtes, des Anpassungssystems lund des Beitragsrechtes. 

Alternativen: 

Keine. 

Kosten: 

Keine. 

, 
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Erläuterungen 

Der gegenständliche Entwurf einer 8. Novelle 
zum Bauern -Sozialversicherungsgesetz übernimmt 
für den Bereich der Sozialversicherung der in der 
Land- und Forstwirtschaft selbständig Erwerbstäti­
gen das Reformvorhaben, wie es im Entwurf einer 
40. Novelle zum Allgemeinen Sozialversicherungs­
gesetz für den Bereich der Sozialversicherung der 
Unselbständigen zur Diskussion gestellt wird. Die 
Gründe für alle diese Maßnahmen, die zu den V or­
schlägen auf Änderung des Allgemeinen Sozialver­
sicherungsgesetzes geführt haben, treffen in beson­
derem Maße auch für die Pen~ionsversicherung der 
Bauern zu (siehe hiezu die Finanziellen Erläuterun­
gen). 

Der Entwurf ist von der Verfolgung zweier Ziele 
beherrscht: 

1. Verringerung der bestehenden und sich stän­
dig verschärfenden Finanzierungsschwierigkeiten 
durch 

Erhöhung des Beitragssatzes in der Pensionsver­
sicherung um einen Prozentpunkt, 
Reduktion der Ausfallhaftung des Bundes, 
vorübergehende Reduktion des aus Mitteln der 
Pensionsversicherung zu leistenden Beitrages zur 
Krankenversicherung der Pensionisten, . 

Hinausschieben der Etappen zur vollen Wirk­
'samkeit der Witwerpension auf den 1. Jänner 
1989 und 1. Jänner 1995. 

2. Maßnahmen zur Verbesserung der sozialen 
Gerechtigkeit im Wege einer Änderung des Pen­
sionsbemessungssystems durch 

Wegfall des Grundbetrages, des Grundbetrags­
zuschlages und der progressiven Steigerungsbe­
träge in der geltenden Form, 
Schaffung von linearen Steigerungsbeträgen und 
Einführung eines Kinderzuschlages, 
Neuregelung der Wartezeit, 
Änderung der ,Methode der jährlichen Pensions­
anpassung. 
Die Erläuterungen des Entwurfes einer 

40. Novelle zum Allgemeinen Sozialversicherungs­
gesetz enthalten sowohl im Allgemeinen Teil als 
auch zu den einzelnen Bestimmungen, deren Ände­
rung in Aussicht· genommen ist, eingehende Dar­
stellungen jener Überlegungen, die fm' den jeweili­
gen Änderungsvorschlag maßgebend waren. Es 

können daher diese Ausführungen zur Erläuterung 
des gegenständlichen Novellenentwurfes herange­
zogen werden, wobei in der folgenden Übersicht 
der jeweiligen Bestimmung des Bauern-Sozialversi­
cherungsgesetzes die gleichartige, von der Ände­
rung erfaßte Vorschrift des Allgemeinen Sozialver­
sicherungsgesetzes gegenübergestellt wird: 

BSVG ASV,G 

§ 10 Abs. 1 ........... § 20 Abs. 3 
§ 56 Abs. 1 und 2 ...... § 94 Abs. 1 und 2 
§ 56 Abs. 6 und 7 ...... § 94 Abs. 6 und 7 
§ '111 Abs. 3 bis 6 . . . . . .. § 236 Abs. 1 bis 4 
§ 113 ................. § 238 
§118 ....... , ......... §242 
§ 120 Abs. 7 Z 3 ........ § 251 a Abs. 7 Z 3 
§ 122 Abs. 3 ........... § 253 b Abs. 3 
§ 130 ................. § 261 
§ 131 ................. § 261 a 
§ 132 ................. §248 
§ 136 Abs. 1 ........... § 264 Abs. 1 
§ 137 Abs. 4 ........... § 265 Abs. 4 
§ 138 ................. §266 
§ 139 ................. § 267 
§ 204 Abs. 1 bis 4 ....... § 444 Abs. 1 bis 4. 

Die Zuständigkeit des Bundes zur Erlassung der 
vorgeschlagenen Gesetzesänderungen gründet sich 
auf den Kompetenztatbestand "Sozialversiche­
rungswesen'.' des Art. 10 Abs. 1 Z. 11 B-VG. 

Zu den übrigen Änderungen, soweit sie sich 
nicht auf Zitierungsänderun~en oder Textanpas­
sungen beschränken (wie die Anderungen der §§ 58 
Abs. 1, 112, 11.4, 115, 116 und 143 Abs.2 wird 
bemerkt: 

Zu Art. I Z 2, 5, 7, 8, 9, 10, 14, 31 und 33 (§§ 23 
Abs. 2, 4 und 10, 30 Abs. 7, 45, 47,49,56 Abs. 1, 2 
und 4, 86 Abs. 3, 140 Abs. 4 lit. hund 162 Abs. 5): 

Im Entwurf einer 40. Novelle zum Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetz wird in den §§ 108 a, 
108 b, 108 c, 108 d, 108 e und 108 i eine neue 
Berechnungsmethode für die jährliche Pensions an­
passung vorgeschlagen, deren Auswirkungen sich 
auch auf die Pensionsanpassung bzw. auf die 
Dynamisierung der beitrags- und leistungsbezoge­
nen Werte im BSVG erstrecken. Zur näheren 
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Begründung der oben angeführten, im BSVG vor­
geschlagenen Änderungen kann daher auf die 
bezüglichen Ausführungen in den Erläuterungen 
des Entwurfes einer 40. NoveHe-zum ASVG Bezug 
genommen werden. 

Zu Art. I Z 4 (§ 28 Abs. 5): 

Nach § 28 Abs.5 BSVG in der geltenden Fas­
sung haben die in der Pensionsversicherung Wei­
terversicherten einen Beitrag zu entrichten; der mit 
dem doppelten des für Pflichtversicherte geltenden 
Beitragshundertsatzes zu bemessen ist. Aufgrund 
der Erhöhung des für Pflichtversicherte in der Pen­
sionsversicherung geltenden Beitragssatzes ab 
1. Jänner 1984 kommt ab diesem Zeitpunkt für 
Weiterversicherte in der Pensionsversicherung ein 
Beitragssatz von 24 vH zur Anwendung, der sich 
aufgrund der in Aussicht genommenen Erhöhung 
des Beitragssatzes in der Pflichtversicherung ab 
1. Jänner 1985 auf 26 vH erhöhen würde. Um eine 
derartige Auswirkung auszuschalten, soll der Bei­
tragssatz für Weiterversicherte in der derzeit gel-
tende)1 Höhe fixiert werden. -

Zu Art. I Z 3 und 6 (§§ 24 Abs. 2 und 31 Abs.4) 
und Art. III Abs. 3: 

Zu den vorgeschlagenen Änderungen (Erhöhung 
des Beitragshundertsatzes in der Pensionsversiche­
rung, Reduktion der Ausfallhaftung des Bundes 
und vorübergehende Herabsetzung des aus Mitteln 
der Pensionsversicherung zu leistenden Beitrages 
zur Krankenversicherung der Pensionisten) ist 
schon, in der Einleitung darauf hingewiesen wor-

den, daß diese Maßnahmen der Erleichterung der 
Finanzierun~ der Pensionsversicherung dienen. Zur 
näheren Begründung wird auf die angeschlossenen 
Finanziellen Erläuterungen Bezug genommen. 

Zu Art. III lbs. 8: 
I 

Die Präsidentenkonferenz' der Landwirtschafts-
kammern Osterreichs hat im Begutachtungsverfah­
ren darauf !hingewiesen, daß die vorgeschlagenen 
Änderungen im Bereich der Wartezeit besondere 
Härten vorlallem in jenen Fällen mit sich brächten, 
in denen schon bisher im Zusammenhang mit der 
Übergabe 4es land(forst)wirtschaftlichen Betriebes 
an den J;:hegatten strengere Voraussetzungen 
bezüglich der Wartezeit für eine Leistung aus dem 
Versicheru6gsfall der dauernden Erwerbsunfähig­
keit im Sinne des § 124 Abs. 2 BSVG an den Ehe-

I •• 
gatten bestanden haben. Die Ubernahme und Fort-
führung dbs land(forst)wirtschaftlichen Betriebes 
durch den Ehegatten ist in aller Regel im Vertrauen 
auf die gel~ende Rechtslage erfolgt, eine allfällige 
Leistung gemäß §124 Abs.2 BSVG nach Erfüllung 
der Wart9zeit von 96 Versicherungsmonaten in 
Anspruch .[lehmen zu können. Dem begründeten 
V orbringert, das einen Sonderfall der Wartezeitre­
gelung in I der bäuerlichen Pensionsversicherung 
berührt, soll im Übergangsrecht der Novelle, 
dadurch R~chnung getragen werden, daß eine Wei­
tergeltung I der alten Rechtslage hinsichtlich des 
Ausmaßes der Wartezeit in allen jenen Fällen vor­
gesehen ",hrde, in denen der land(forst)wirtschaft­
liche Betrieb vor dem 1.1.1985 an den Ehegatten 

Üb"g'b,nlwmd,n i". 

3 
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Finanzielle Erläuterungen 

Die Notwendigkeit der Pensionsreform aus der Sicht der Gebarungsentwicklung der gesamten Pen­
sionsversicherung bis zum Jahre 1990 ist in den finanziellen Erläuterungen zum Entwurf einer 40. Novelle 
zum ASVG im Punkt I (Gebarung der Pensionsversicherung) ausführlich d~rgelegt. Für die Pensionsversi­
cherung nach dem BSVG ist darüber hinaus erwähnenswert, daß die benötigten Burtdesmittel im Jahre 
1990 bereits drei Viertel der Gesamtaufwendungen betragen werden. Auch wenn die Steigerungsraten der 
Bundesmittel in den nächsten Jahren nicht so rasant ansteigen werden wie in der Pensionsversicherung 
nach dem ASVG, ist schon aus diesem Grund eine Reduktion der Aufwendungen bzw. die Erschließung 
neuer Erträge notwendig. Die Verschlechterung der Deckungsrate der Gesamtaufwendungen durch Bun­
desmittel soll - ohne das Leistungsrecht in seiner Substanz zu reduzieren - gemildert werden. 

I. Gebarung der Pensionsversicherung 

Gebarung der Pensionsversicherung bei der Sozialversicherungsanstalt der Bauern 
(ohne Ausgleichszulagen) 

1970 
1975 
1980 
1984 
1987 J. • ••••••• '.' •••••••••••••••••••••••••••••• 

1990 ........................................ . 

Gesamtauf­
wendungen 

0,9 
3,1 
6,6 
8,8 

10,6 
12,7 

*) Betrag gemäß § 31 Abs. 3 BSVG und Bundesbeitrag gemäß § 31 Abs. 4 BSVG 

Gesamt­
erträge 

Milliarden Schilling 

0,4 
0,9 
2,1 
2,3 
3,0 
3,2 

Bundes­
mittel *) 

0,8 
2,3 

. 4,2 1) 

6,5 2) 

7,8 
9,6 

rel. Anteil der 
Bundesmittel an 

den Gesarnt­
aufwendungen 

Prozent 

76,5 
73,3 
63,0 1) 

73,3 2) 
73,4 
75,9 

') ohne Überweisung nach dem WB-Gesetz; einschließlich Überweisung nach dem WB-Gesetz ... 4,6 Milliarden Schilling bzw. 68,7% 
') ohne Überweisung nach dem WB-Gesetz; einschließlich Überweisung nach dem WB-Gesetz ... 6,5 Milliarden Schilling bzw. 73,9% 

11. Maßnahmen der Pensionsreform 

Die finanziellen Maßnahmen der Pensionsreform versuchen, die sich ergebenden Belastungen sozial 
gerecht auf die aktiv Erwerbstätigen und die Pensionisten zu verteilen. Es ergeben sich daher auf der einen 
Seite höhere Erträge durch eine Beitragssatzerhöhung, die die aktiv Erwerbstätigen belastet, auf der ande­
ren Seite eine Senkung des Leistungsaufwandes durch Maßnahmen wie eine geringere Pensionsanpassung 
für die schon in Pension befindlichen Versicherten. ' 

A. Aufwandssenkende Maßnahmen: 

Finanzielle Auswirkungen 

(Einsparung für den Bund) 

1. Änderung der Pensions bemessung .................. . 
2. Dämpfung der Pensionsanpassung .................. . 
3. Aufschub der '2. und 3. Etappe bei den Witwerpensionen 
4. Senkung des KV-Beitrages der Pensionsversicherung ... . 

Summe A .. . 

1985 

0,4 

13 
37 

50,4 

1987 1990 
Millionen Schilling 

5 12 
74 180 
17 19 

96 211 
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1985 1987 1990 
Millionen Schilling 

B. Ertragserhöhende Maßnahmen: 
Beitragssatzerhöhung um einen Prozentpunkt ........... . 200 210 225 

C. Aufwandserhöhende Maßnahmen: 
Erleichterung der Ruhensbestimmungen beim Zusammen-
treffen von Pension und Erwerbseinkommen ........ ~ ... . 

1,6 2 2 

D. Verminderung der Ausfallhaftung von 101,5 vH auf 91,2 94 98 
100,5vH ........ , ................................. . 

Einsparung für den Bund .. 340 398 532 
" 

Zu den einzelnen Punkten wird bemerkt: 

Zu 1. Änderung der Pensionsbemessung : I 

. Durch die Ei~füh.rung I.ineare.r Steige~ungsbeträge anstel!e !des G~ndbetrages und prog~essive~ ~tei­
gerungsbeträge Wird Sich bel PenslOnen mit mehr als 29 VerslcnerungsJahren gegenüber dem derzemgen 
Recht nichts ändern. Auch bei Versicherten, die nicht aufgrund leigenen Wollens kurze Versiche'rungszei­
ten aufzuweisen haben, wird das neue Recht eher Verbesserungen bringen. In allen anderen Fällen ent­
spricht nach dem Versicherungsprinzip einer kurzen Versicheru'ngszeit ein auch nur kleiner Steigerungs­
betrag. In Flillen, wo kein sonstiges Einkommen vorliegt, wird laber auch hier wie bisher die Pension bis 
zum Richtsatz durch die Ausgleichszulage erhöht. I 

Zu 2. Dämpfung der Pensionsanpassung: 

Eine ausführliche Begründung dieser Maßnahme ist m den Erläuterungen zum Entwurf emer 
40. Novelle zum ASVG zum § 108 a H. dargelegt. 

Zu 4. Senkung des KV-Beitrages der Pensionsversicherung von 10,5 vH auf 10 vH im Jahre 1985 und auf 
[0,3 vH im Jahre 1986: I 

Die Höhe der liquiden Mittel in der Krankenvesicherung Iinach dem BSVG' lassen diese Maßnahme 
vertretbar erscheinen. . . 

111.. Gebarung der Pensionsversicherun~ nach der Reform 

Die folgenden zwei Übersichten geben einen Überblick üb~r die Gebarung der Pensionsversicherung 
bei der Sozialversicherungsanstalt der Bauern nach der Pensions~eform für die Jahre 1985, 1987 und 1990. 

, I 

Gebarung der Pensionsversicherung bei der Sozialvfrsicherungs~nstalt der Bauern 
(ohne Ausgleichszulagen) 

I 

1985 ................................... . 
1987 ................................... . 
1990 ................................... . 

Gesamtaufwendungen 
vor der nach (jer 
Reform Refotm 

9,4 
10,6 
12,7 

Gesamterträge 
vor der nach der 
Reform Reform 
Milliarden Schilling 

2,8 3,0 . 
3,0 3,2 
3,2 3,5 

Bundesmittel 
vor der nach der 
Reform Reform 

6,7 
7,8 
9,6 

6,4 
7,4 
9,1 

Relativer· Anteil der Bundesmittel an den Gesamtaufwendungen in der 
Sozl,Iv,,,I,h,rung,=,,,I, dt B,""n 

Pensionsversicherung bei der 

relativer Anteil 
vor der nach der 
Reform Reform 

1985 
1987 
1990 

•••••••••• t. ••• 

71,6 
73,4 
75,9 

in Prozent 

\ 

68,4 
,70,3 
72,9 
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Textgegenüberstellung 

BSVG - Geltende Fassung: 

Höherversicherung in der Pensionsversicherung 

§ 10. (1) Personen, die in der Pensionsversiche­
rung nach diesem Bundesgesetz pflicht- oder wei­
terversichert sind, können sich höherversichern. 
Die erstmalige Aufnahme einer Höherversicherung 
nach Vollendung des 60. Lebensjahres, bei Frauen 
d~s 55. Lebensjahres, ist nicht zulässig. Werden die 
Voraussetzungen für die Höherversicherung in 
mehreren Pensionsversicherungen nach diesem 
oder einem anderen Bundesgesetz erfüllt, ist die 
Höherversicherung während eines Kalenderjahres 
nur in einer Pensionsversicherung zulässig, wobei 
es dem Versicherten freisteht, für welche der In 

Betracht kommenden Pensionsversicherungen er 
sich entscheidet. -

(2) unverändert. 

Beitragsgrundlage 

§ 23. (1) unverändert. 

(2) Der Versicherungswert ist ein Hundertsatz 
des Einheitswertes des land(forst)wirtschaftlichen 
Betriebes. Hiebei ist von dem zuletzt festgestellten 
Einheitswert des land(forst)wirtschaftlichen Betrie­
bes auszugehen. Der Versicherungswert ist jeweils 
zum 1. Jänner eines jeden Kalenderjahres neu fest­
zustellen und auf volle Schilling zu runden. Der 
Hundertsatz beträgt: . I 

1. bei Einheitswerten bis 70 000 S . . . . . . . . 7,2; 
2. für je weitere 1 ODDS Einheitswert 

bei Einheitswerten 
von 71 000 S bis 120 000 S ............. 8,0 
von 121 000 S bis 150000 S ............. ·6,5 
von 151 000 S bis 200 000 S ............. 4,5 

. von 201 000 S bis 300 000 S. . . . . . . . . . . .. 3,65 
von 301 000 S bis 400 000 S ............. 2,7 
von 401 000 S bis 500 000 S. . . . . . . . . . . .. 2,0 
von 501000 S bis 600 000 S ............. 1,5 
über 600000 S ....................... 1,15. 

Diese Hundertsätze sind mit Wirksamkeit ab 
1. Jänner eines jeden Jahres, erstmals ab 1. Jän­
ner 1984, unter Bedachtnahme auf § 47 mit der 
jeweiligen Richtzahl (§ 45) mit der Maßgabe zu 
vervielfachtrn, daß die sich ergebenden Hundert­
sätze auf fünf Dezimalstellen zu runden sind. Die 
sich hienach ergebenden Hundertsätze sind durch 
Verordnung des Bundesministers für soziale Ver­
waltung festzustellen. 

(3) unverändert. 

(4) Kann ein Versicherungswert im Sinne des 
Abs. 2 nicht ermittelt werden, weil von den Finanz­
behörden für den land(forst)wirtschaftlichen 
Betrieb ein Einheitswert des land(forst)wirtschaftli­
chen Vermögens gemäß den §§ 29 bis SO des 
Bewertungsgesetzes nicht festgestellt wird, so ist 

BSVG - Vorgeschlagene Fassung: 

Höherversicherung in der Pensionsversicherung 

§ 10. (1) Personen, die in der Pensionsversiche­
rung nach diesem Bundesgesetz pflicht- oder wei­
terversichert sind, können sich höherversichern. 
Werden die Voraussetzungen für die Höherversi­
cherung in mehreren Pensionsversicherungen nach 
diesem oder einem anderen Bundesgesetz erfüllt, ist 
die Höherversicherung während eines Kalenderjah­
res nur in einer Pensionsversicherung zulässig, 
wobei es dem Versicherten freisteht, für welche der 
in Betracht kommenden Pensionsversicherungen er 
sich entscheidet. 

(2) unverändert. 

Beitragsgrundlage 

§ 23. -(1) unverändert. 

(2) Der Versicherungswert ist ein Hundertsatz 
des Einheitswertes des land(forst)wirtschaftlichen' 
Betriebes. Hiebei ist von dem zuletzt festgestellten 
Einheitswert des land(forst)wirtschaftlichen Betrie­
bes auszugehen. Der Versicherungswert ist jeweils 
zum 1. Jänner eines jeden Kalenderjahres neu fest­
zustellen und auf volle Schilling zu runden. Der 
Hundertsatz beträgt: 

1. bei Einheitswerten bis 70000 S .... 7,73510; 
2. für je weitere 1 000 S Einheitswert 

bei Einheitswerten 
von 71 000 S bis 120 000 S. . . . . . . . .. 8,59456 
von 121 000 S bis 150000 S .......... 6,98308 
von 151000 S bis 200000 S .......... 4,83444 
von 201 ODDS bis 300 000 S .......... 3,92127 
von 301000 S bis 400 000 S .......... 2,90066 
von 401000 S bis 500 000 S .......... 2,14864 
von 501000 S bis 600 000 S .......... 1,61148 
über 600000 S .................... 1,23547. 

Diese Hundertsätze sind mit Wirksamkeit ab 
1. Jänner eines jeden Jahres unter Bedachtnahme 
auf § 47 mit der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 45) 
mit der Maßgabe zu vervielfachen, daß die sich 
ergebenden Hundertsätze auf fünf Dezimalstellen 
zu runden sind. Die sich hienach ergebenden Hun­
dertsätze sind durch Verordnung des Bundesmini­
sters für soziale Verwaltung festzustellen. 

(3) unverändert. 

(4) Kann ein Versicherungswert im Sinne des 
.Abs. 2 nicht ermittelt werden, weil von den Finanz­
behörden für den land(forst)wirtschaftlichen 
Betrieb ein Einheitswert des land(forst)wirtschaftli­
chen Vermögens gemäß den §§ 29 bis SO des 
Bewertungsgesetzes nicht festgestellt wird, so ist 
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GSVG - Geltende Fassung: GSVGI- Vorgeschlagene Fassung: 

ein Zwölf tel der Einkünfte aus jeder die Pflichtver- ein Zwöl~tel der Einkünfte aus jeder die Pflichtver-
sicherung nach diesem Bundesgesetz begründenden sicherung nach diesem Bundesgesetz begründend~n 
Erwerbstätigkeit in dem dem Kalenderjahr, in das Erwerbs~1tigkeit in dem dem ~alenderjahr, in das 
der Beitragsmonat fällt, drittvorangegangenen der Bel~ragsmonat, fällt, dnttvorangegangenen 
Kalenderjahr heranzuziehen; hiebei sind die für die Kalenderjahr heranzuziehen; hiebei sind die für die 
Bemessung der Einkommensteuer herangezogenen Bemessun'g der Einkommensteuer herangezogenen 
Einkünfte des Pflichtversicherten zuzüglich der auf EinkünftJ des Pflichtversicherten zuzüglich der auf 
eine vorzeitige Abschre~bung, auf die Investitions- eine vodeitige Abschreibung, auf die Investitions­
rücklage, auf einen Investitionsfreibetrag und auf rücklage, I auf einen Investitionsfreibetrag und auf 
einen nicht entnommenen Gewinn entfallenden· einen nicht entnommenen Gewinn entfallenden 
Beträge zugrunde zu legen. Beitragsgrundlage ist Beträge :tugrunde zu legen.' Beitragsgrundlage ist 
der sich hienach ergebende Betrag, vervielfacht mit der sich ~ienach ergebende Betrag, vervielfacht mit 
dem Produkt aus der Richtzahl (§ 45) des Kalen- dem Pro~ukt aus der Aufwertungszahl (§ 45) des 
derjahres, in das der Beitragsmonat (Abs. 10) fällt, Kalenderjahres, in das der Beitragsmonat (Abs. 10) 
und aus den Richtzahlen der beiden vorangegange- fällt, und aus den Aufwertungszahlen der beiden 
nen Kalenderjahre, gerundet auf volle Schilling. vorangeg!angenen Kalenderjahre, gerundet auf 
Die Beitragsgrundlage darf jedoch den kleinsten volle Sc~illing. Die Beitragsgrundlage darf jedoch 
sich gemäß Abs. 2 ergebenden Versicherungswert den kleinsten sich gemäß Abs. 2 ergebenden Versi-
nicht unterschreiten. cherun~swll ert nicht unterschreiten. 

(5) bis (9) unverändert. (5) biS (9) unverändert. 

(10) Die Beitragsgrundlage beträgt mindestens (10) Die Beitragsgrundlage beträgt mindestens 
a) für die gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 Pflichtversicher- a) füf die gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 Pflichtversicher-

ten 2908 S monatlich (Mindestbeitrags- ted 3 124 S monatlich (Mindestbeitrags-
grundlage). An die Stelle dieses Betrages tritt grlmdlage). An die Stelle dieses Betrages tritt 
ab 1. Jänner eines jeden Jahres, erstmals ab abi 1. Jänner eines jeden Jahres der unter 
1. Jänner 1984, der unter Bedachtnahme auf Bedachtnahme auf § 47 mit der jeweiligen 
§ 47 mit der jeweiligen Richtzahl (§ 45) ver- AJfwertungszahl (§ 45) vervielfachte Betrag; 
vielfachte Betrag; I 

b) unverändert. b) unverändert. 

(11) unverändert. (11) uhverändert. 

Beiträge zur Pflichtversicherungin der Krankenver­
sicherung und Pensionsversicherung 

§ 24. (1) unverändert. 

(2) Die in der Pensionsversicherung Pflichtversi­
cherten haben, sofern sich aus Abs. 3 und 4 nichts 
anderes ergibt, für die Dauer der Versicherung als 
Beitrag 12,0 vH der Beitragsgrundlage zu leisten. 

(3) bis (5) unverändert. 

Beiträge zur Weiterversicherilng in der Pensionsver­
sicherung 

§ 28, (1) bis (4) unverändert. 

(5) Die Weiterversicherten haben einen Beitrag 
zu entrichten, der mit dem Doppelten des Beitrags­
satzes zu bemessen ist, wie er für sie gtmäß § 24 
Abs. 2 in der vorangegangenen Pflichtversicherung 
in Betracht gekommen ist. 

Beiträge zur Unfallversicherung 

§ 30, (1) bis (6) unverändert. 

(7) Beitragsgrundlage für den Kalendertag ist für 
in der Unfallversicherung Selbstversicherte der 
durch die Satzung des Versicherungsträgers festge-

I " , 
Beiträge,zur Pflichtversicherung in der Krankenver­

. sicherung und Pensionsversicherung 
I 

§ 24, ~1) unverändert. 
i . 

(2) Die in der Pensionsversicherung Pflichtversi-
cherten haben, sofern sich aus Abs. 3 und 4 nichts 
anderes lergibt, für die Dauer der Versicherung als 
Beitrag 13 vH der Beitragsgrundlage zu leisten. 

l 

b· 1 'd (3) lS (5) unverän ert. 

B '" I W' 'h ··d P . eltrage zur elterverslc erung m er enSlOnsver-
I sicherung 

§ 28. P) bis (4) unverändert. 

(5) rDie Weiterversicherten haben als Beitrag 
24 vH der Beitragsgrundlage zu leisten. 

1

1 Beiträge zur Unfallversicherung 

§ 30, (1) bis (6) unverändert. 

(7) Beitragsgrundlage für den Kalendertag ist für 
in der I Unfallversicherung Selbstversicherte der 
durch die Satzung des Versicherungsträgers festge-

I 
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GSVG - Geltende Fassung: 

setzte Betrag, der nicht niedriger als 66 S täglich 
und nicht höher als die Höchstbeitragsgrundlage 
gemäß § 45 Abs. 1 lit. b des Allgemeinen Sozialver­
sicherungsgesetzes sein darf; an die Stelle des 
Betrages von 66 S tritt ab 1. Jänner eines jeden Jah­
res der unter Bedachtnahme auf § 47 mit der jewei­
ligen Richtzahl (§ 45) vervielfachte Betrag. 

Beitrag des Bundes 

§ 31. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Über den Betrag gemäß Abs. 3 hinaus leistet 
der Bund für jedes Geschäftsjahr einen Beitrag in 
der Höhe des Betrages, um den 101,5 v. H. der 
Aufwendungen die Erträge übersteigen. Hiebei 
sind bei den Aufwendungen die Ausgleichszulagen, 
bei den Erträgen der Bundesbeitrag und die Ersätze 
für Ausgleichszulagen außer Betracht zu lassen. 

(5) und (6) unverändert. 

Richtzahl, Anpassungsfaktor und Aufwertungsfak­
toren 

§ 45. Die nach den Vorschriften des Abschnit­
tes VI a des Ersten Teiles des Allgemeinen Sozial­
versicherungsgesetzes ermittelte und kundge­
machte Richtzahl gilt auch für die Pensionsanpas­
sung nach diesem Bundesgesetz; der Bundesmini­
ster für soziale Verwaltung hat den für den Bereich 
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes durch 
Verordnung festgesetzten Anpassungsfaktor und 
die Aufwertungsfaktoren auch für den Bereich die­
ses Bundesgesetzes als verbindlich zu erklären. 

Anpassung fester Beträge 

§ 47. Sind nach den Bestimmungen dieses Bun­
desgesetzes feste Beträge mit der Richtzahl bzw. 
mit dem Anpassungsfaktor zu vervielfachen, ist 
diese Vervielfachung mit Wirksamkeit ab 1. Jänner 
eines jeden Jahres in der Weise vorzunehmen, daß 
der Vervielfachung mit der Richtzahl bzw. mit dem 
Anpassungsfaktor der am 31. Dezember des voran­
gegangenen Jahres in Geltung gestandene' Betrag 
zugrunde zu legen ist. Die vervielfachten Beträge 
sind auf volle Schilling zu runden. Die sich hienach 
ergebenden Beträge sind durch Verordnung des 
Bundesministers für soziale Verwaltung festzustel­
len. 

Vorausberechnung der Gebarung und Sicherung 
der Mittel der Pensionsversicherung 

§ 49. (1) Das Bundesministerium für soziale Ver­
waltung hat alljährlich mit der Berechnung gemäß 
§ 108 e Abs. 12 des Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetzes dem Beirat für die Renten- und Pen­
sionsanpassung (§ 108 e des Allgemeinen Sozialver­
sicherungsgesetzes) auch eine Berechnung der vor­
aussichtlichen Gebarung des Versicherungsträgers 

G SV G - Vor g es chi a gen e Fa s s u n g : 

setzte Betrag, der nicht' niedriger als 93 S täglich 
und nicht höher als die Höchstbeitragsgrundlage 
gemäß § 45 Abs. 1 lieb des Allgemeinen Sozialver­
sicherungsgesetzes sein darf; an die Stelle des 
Betrages von 93 S tritt ab 1. Jänner eines jeden Jah­
res der unter Bedachtnahme auf § 47 mit der jewei­
ligen Aufwertungszahl (§ 45) vervielfachte Betrag. 

Beitrag des Bundes 

§ 31. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Über den Betrag gemäß Abs. 3 hinaus leistet 
der Bund für jedes Geschäftsjahr einen Beitrag in 
der Höhe des Betrages, um den 100,5 vH der Auf­
wendungen die Erträge übersteigen. Hiebei sind bei 
den Aufwendungen die Ausgleichszulagen, bei den 
Erträgen der Bundesbeitrag und die Ersätze für 
Ausgleichszulagen außer Betracht zu lassen. 

(5) und (6) unverändert. 

Aufwertungszahl, Anpassungsfaktor und Aufwer­
tungsfaktoren 

§ 45. Die nach den Vorschriften des Abschnit­
tes VI a des Ersten Teiles des Allgemeinen Sozial­
versicherungsgesetzes ermittelte und kundge­
machte Aufwertungszahl gilt auch für die Pensions­
anpassung nach diesem Bundesgesetz; der Bundes­
minister für soziale Verwaltung hat den für den 
Bereich des Allgemeinen Sozialversicherungsgeset­
zes durch Verordnung festgesetzten Anpassungs­
faktor und die Aufwertungsfaktoren auch für den 
Bereich dieses Bundesgesetzes' als verbindlich zu 
erklären. 

Anpassung fester Beträge 

§ 47. Sind nach den Bestimmungen dieses Bun­
desgesetzes feste Beträge mit der Aufwertungszahl 
bzw. mit dem Anpassungsfaktor zu vervielfachen, 
ist diese Vervielfachung mit Wirksamkeit ab 1. Jän­
ner eines jeden Jahres in der Weise vorzunehmen, 
daß der Vervielfachung mit der Aufwertungszahl 
bzw. mit dem Anpassungsfaktor der am 
31. Dezember des vorangegangenen Jahres in Gel­
tung gestandene Betrag zugrunde zu legen ist. Die 
vervielfachten Beträge sind auf volle Schilling zu 
runden. Die sich hienach ergebenden Beträge sind 
durch Verordnung des Bundesministers für' soziale 
Verwaltung festzustellen. 

Vorausberhhnung der Gebarung der Pensionsversi­
cherung 

§ 49. Das Bundesministerium für soziale Verwal­
tung hat alljährlich mit der Berechnung gemäß 
§ 108 e Abs. 12 des Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetzes dem Beirat für die Renten- und Pen­
sionsanpassung (§ 108 e des Allgemeinen Sozialver­
sicherungsgesetzes) auch eine Berechnung der vor­
aussichtlichen Gebarung des Versicherungsträgers 
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329 der Beilagen 17 

GSVG - Geltende Fassung: 

in der Pensionsversicherung für die folgenden fünf 
Jahre vorzulegen. 
• 

(2) Reichen die Beiträge der Versicherten (§ 24 
,Abs. 2) und der Beitrag des Bundes gemäß § 31 
Abs. 3 und 4 zur Bedeckung des Aufwandes des 
Versicherungsträgers in der Pensionsversicherung 
nicht aus, hat der Bundesminister für soziale Ver­
waltung der Bundesregierung rechtzeitig Maßnah­
men zur Herstellung des finanziellen Gleichge­
wichtes vorzuschlagen, wobei auch auf die Bildung 
entsprechender Vermögensreserven Bedacht zu 
nehmen ist. 

Zusammentreffen eines Pensionsanspruches mit 
Erwerbseinkommen aus einer die Pflichtversiche­
rung nach diesem Bundesgesetz nicht begründenden 

Erwerbstätigkeit 

§ 56. (0 Wird neben einem Pensionsanspruch 
aus der Pensionsversicherung nach diesem Bundes­
gesetz mit Ausnahme des Anspruches auf Waisen­
pension noch Erwerbseinkommen (Abs.3 und 4) 
aus einer gleichzeitig ausgeübten Erwerbstätigkeit, 
die nicht die Pflichtversicherung nach diesem Bun­
desgesetz begründet, erzielt, so ruht unbeschadet 
des Abs. 2 der Grundbetrag mit dem Betrag, um 
den das im Monat gebührende Erwerbseinkommen 
3200 S übersteigt, höchstens jedoch mit dem 
Betrag, um den die Summe aus Pension und 
Erwerbseinkommen im Monat den Betrag von 
7 000 S übersteigt. An die Stelle der Beträge von 
3 200 Sund 7 000 S treten ab 1. Jänner eines jeden 
Jahres, erstmals ab 1. Jänner 1985, die unter 
Bedachtnahme auf § 47 mit der jeweiligen Richt­
zahl (§ 45) vervielfachten Beträge. 

(2) Ist Abs.1 auf einen Anspruch auf 
a) Witwen(Witwer)pension anzuwenden, 
b) Erwerbsunfähigkeitspension anzuwenden 

und wird das Erwerbseinkommen aus einer 
Erwerbstätigkeit erzielt, zu deren Ausübung 
der Versicherte durch Maßnahmen der 
Rehabilitation (§ 149 Abs. 1) befähigt wurde 
oder aufgrund deren der Versicherte wäh­
rend des Anspruches auf diese Pension, ohne 
daß ihm Maßnahmen der Rehabilitation 
gewährt worden sind, mindestens 36 Bei­
tragsmonate der Pflichtversicherung in einer 
Pensionsversicherung erworben hat, 

so ruht der Grundbetrag der Witwen(Witwer)pen­
sion bzw. der Erwerbsunfähigkeitspension mit· dem 
Betrag, ym . den das im Monat gebührende 
Erwerbseinkommen 5 959 S übersteigt; höchstens 
jedoch mit dem Betrag, um den die. Summe aus 
Pension und Erwerbseinkommen im Monat den 
Betrag von 10 247 S übersteigt. An die Stelle der 
Beträge von 5959 Sund 10247 S treten ab 1. Jän­
ner eines jeden Jahres, erstm...als ab 1. Jänner 1985, 
die unter Bedachtnahme ~uf § 47 mit der jeweiligen 
Richtzahl (§ 45) vervielfachten Beträge. 

GSVG ,- Vorgeschlagene Fassung: 
I 

in der Pensionsversicherung für die folgenden fünf 
Jahre vorzillegen. 

I 
I 

Zusammeritreffen eines Pensions anspruches mit 
ErwerbseiJkommen aus einer die Pflichtversiche­
rUng nach Ildiesem Bundesgesetz nicht begründenden 

Erwerbstätigkeit 
(Vorge'schlagene Fassung ,ab 1. Jänner 1985) 

§ 56. 01) Wird neben einem Pensionsanspruch 
aus .der ~ensionsversicherung mit Ausnahme des 
Anspruches auf Waisenpension noch Erwerbsein­
kommen ~Abs. 3 und 4) aus einer gleichzeitig aus~ 
geübten Erwerbstätigkeit, die nicht die Pflichtversi­
cherung hach diesem Bundesgesetz begründet, 
erzielt, sol ruhen unbeschadet des Abs. 240 vH der 
Pension mit dem Betrag, um den das im Monat 
gebührende Erwerbseinkommen 3 200 S übersteigt, 
höchstens I jedoch mit dem Betrag, um den die 
Summe ~us Pension zuzüglich Hilfiosenzuschuß 
und Erw~rbseinkommen im Monat den Betrag von 
7 000 S übersteigt. An die Stelle der Beträge von 
3 200 S uhd 7 000 S treten ab 1. Jänner eines jeden 
Jahres di~ unter Bedachtnahme auf § 47 mit der 
jeweiligeri Richtzahl (§ 45) vervielfachten Beträge. 

(2) Ist kbs. 1 auf einen Anspruch auf 
a) Wi.ben(Witwer)pension anzuwenden, 

I 

b) Erw-erbsunfähigkeitspension anzuwenden 
und wird das Erwerbseinkommen aus einer 
Ectverbstätigkeit erzielt, zu deren AusÜbung 
det Versicherte durch Maßnahmen der 
R~habilitation (§ 149 Abs. 1) befähigt wurde 
oder aufgrund deren der Versicherte wäh­
re4d des Anspruches auf diese Pension, ohne 
daß ihm Maßnahmen der Rehabilitation 
ge-tvährt worden sind, mindestens 36 Bei­
trdgsmonate der Pflichtversicherung erwor~ 
ber hat, 

so ruhenj40 vH d~r W:itwen<,Witwe.r)pension bzw. 
der Erw~rbsunfählgkeltspenslOn mit de~ Betrag, 
um den das im Monat gebührende Erwerbseinkom­
men 5959 S übersteigt, höchstens jedoch mit dem 
Betrag, Jm den die Summe aus Pension zuzüglich 
Hilflosedzuschuß und Erwerbseinkommen im 
Monat den Betrag von 10247 S übersteigt. An die 
Stelle der Beträge von 5959 Sund 10221-7 S treten 
ab 1. Järlner eines jeden Jahres die unter Bedacht­
nahme a~f § 47 mit der jeweiligen Richtzahl (§ 45) 
vervielfabhten Beträge. . 
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18 329 der Beilagen 

GSVG - Geltende Fassung: 

(3) unverändert. 

(4) Hat der Pensionsberechtigte Anspruch auf 
eine Beihilfe nach den besonderen Vorschriften 
über den Familienlastenausgleich, sind vom 
Erwerbseinkommen für jedes Kind, für das 
Anspruch auf eine Beihilfe besteht, 1 534 S im vor­
aus abzusetzen. An die Stelle dieses Betrages tritt 
ab 1. Jänner eines jeden Jahres, erstmals ab 1. Jän­
ner 1985, der unter Bedachtnahme auf § 47 mit der 
jeweiligen Richtzahl (§ 45) vervielfachte Betrag. 

(5) unverändert. 

(6) Mehrere Pensions ansprüche sind zu einer 
Einheit zusammenzufassen. Kämen für die Ermitt­
lung des Ruhensbetrages sowohl die im Abs. 1 als 
auch die im Abs. 2 genannten Grenzbeträge in 
Betracht, so sind die im Abs. 1 genannten Grenzbe­
träge maßgebend. Der Ruhensbetrag ist auf meh­
rere beteiligte Pensionsansprüche nach der Höhe 
der Grundbeträge aufzuteilen. 

Zusammentreffen eines Pensionsanspruches aus 
eigener Pensionsversicherung mit einem Anspruch 
auf Krankengeld aus der Allgemeinen Sozialversi-

cherung 

§ 57 a. (1) Fällt während der ersten drei Tage 
einer Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit, für die 

GSVG - Vorgeschlagene Fassung: 

(3) unverändert. 

(4) Hat der Pensionsberechtigte Anspruch auf 
eine Beihilfe nach den besonderen Vorschriften 
über den Familienlastenausgleich, sind vom 
Erwerbseinkommen für' jedes Kind, für das 
Anspruch auf eine Beihilfe besteht, 1 534 S im vor­
aus abzusetzen. An die Stelle dieses Betrages tritt 
ab 1. Jänner eines jeden Jahres, erstmals ab 1. Jän­
ner 1985, der unter Bedachtnahme auf § 47 mit der 
jeweiligen Richtzahl (§ 45) vervielfachte Betrag. 

(5) unverändert. 

(6) Waren die Voraussetzungen für die Anwen­
dung der Abs. 1 bzw. 2 nicht während eines ganzen 
Kalenderjahres gegeben, weil 

a) der Pensionsberechtigte nicht während des 
ganzen Jahres Anspruch auf Pension hatte 
oder 

b) nicht .ständig beschäftigt 'War oder 
c) hat der Pensionsberechtigte während der 

Zeit, in der er Anspruch auf Pension hatte, 
ein Entgelt bezogen, das in den einzelnen 
Kalendermonaten nicht gleich hoch war, 

kann er beim Versicherungsträger bis 31. März des 
folgenden Kalenderjahres beantragen, daß die 
Bestimmungen der Abs. 1 bzw. 2 für das vorange­
gangene Kalenderjahr oder den Teil desselben, für 
den ein Pensions anspruch bestand, neuerlich ange­
wendet werden, in den Fällen der lit. bund c, 
sofern das bezogene Entgelt während des ganzen 
Kalenderjahres das Dreißigfache der Hächstbei­
tragsgrundlage gemäß § 45 Abs. 1 lit. b des Allge­
meinen Sozialversicherungsgesetzes im vorange­
gangenen Kalenderjahr nicht überschritten hat; als 
monaitich gebührendes Entgelt ist dabei das im 
Durchschnitt auf die Monate, in denen Pensionsan­
spruch . bestand, entfallende Entgelt anzunehmen. 
Eine solche neuerliche Feststellung kann jederzeit 
auch von Amts wegen erfolgen. Ergibt sich daraus 
ein Mehrbetrag gegenüber dem zUr Auszahlung 
gelangten monatlichen Pensionsbetrag, ist der 
Mehrbetrag dem Pensionsberechtigten zu erstatten. 

(7) Mehrere Pensionsansprüche sind zu einer 
Einheit zusammenzufassen. Kämen für die Ermitt­
lung des Ruhensbetrages sowohl die im Abs. 1 als 
auch die im Abs. 2 genannten Grenzbeträge in 
Betracht, so sind die im Abs. 1 genannten Grenzbe­
'träge maßgebend. Der Ruhensbetrag ist auf meh­
rere beteiligte Pensionsansprüche nach deren Höhe 
aufzuteilen. 
(Vorgeschlagene Fassung ab 1. Jänner 1986 siehe 

Anschlußblatt) 
Zusammentreffen eines Pensionsanspruches aus 
eigener Pensionsversicherung mit einem Anspruch 
auf Krankengeld aus der Allgemeinen Sozialversi-

cherung , 

§ 57 a. Fällt währe'nd der ersten drei Tage einer 
Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit, für die 
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BSVG - Geltende Fassung: 

gemäß § 138 Abs. 1 des Allgemeinen Sozialversie 
cherungsgesetzes Anspruch auf Krankengeld nicht 
besteht, oder während der Dauer des Anspruches 
auf Krankengeld nach dem Allgemeinen Sozialver­
sicherungsgesetz ein Pensionsanspruch nach die­
sem Bundesgesetz aus eigener Pensionsversiche­
rung des Versicherten an oder lebt eine Pension aus 
einem der Versicherungsfälle des Alters wieder auf, 
so ruht der Pensions anspruch für die weitere Dauer 
des Krankengeldanspruches sowie für die Dauer 
des Ruhens des Krankengeldanspruches nach § 143 
Abs. 1 Z. 2 des Allgemeinen Sozialversicherungsge­
setzes mit dem Betrag des Krankengeldes. Das 
Ruhen des Pensions anspruches tritt auch dann ein, 
wenn die Pension während der.Dauer des Ruhens 
(§ 143 Abs. 1 Z.2 des Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetzes), der Verwirkung (§ 88 Abs. 1 des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes ) oder 
Versagung (§ 142 des Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetzes ) des Krankengeldanspruches anfällt 
oder wiederaufIebt. 

(2) Das Ruhen des Pensions anspruches erfaßt 
den Grundbetrag vor den anderen Pensionsbe­
standteilen. 

Gemeinsame Bestimmungen für das Ruhen von 
Pensionsansprüchen 

§ 58. (1) Bei der Anwendung der §§ 56 und '57a 
sind die Pensionen mit dem Hilflosenzuschuß und 
den Zuschlägen, jedoch ohne die besonderen Stei­
gerungsbeträge für die Höherversicherung (§ 132) 
und die Kinderzuschüsse heranzuziehen. Bei der 
Anwendung des § 57 erfaßt das Ruhen auch die 
Zuschüsse und Zuschläge, jedoch nicht ~ie beson­
deren Steigerungsbeträge für die Höherversiche~ 
rung (§ 132). 

(2) und (3) unverändert. 

Heilmittel 

§ 86. (1) und (2) unverändert. 

(3) Für den Bezug eines jeden Heilmittels auf 
Rechnung des Versicherungsträgers ist als Kosten­
beteiligung eine Rezeptgebühr im Betrag von 18 S 
zu entrichten. Werden mehrere Heilmittel auf 
einem Rezept verordnet, so sind so oft 18 S zu ent­
richten, als Heilmittel bezogen werden. An die 
Stelle des Betrages von 18 S tritt ab 1. Jänner eines 
jeden Jahres, erstmals ab 1. Jänner 1983, der unter 
Bedachtnahme auf § 47 mit der jeweiligen Richt­
zahl (§ 45) vervielfachte Betrag, gerundet auf volle 
Schilling. Die Rezeptgebühr ist bei Abgabe des 
Heilmittels an die abgebende Stelle für Rechnung 
des Versicherungsträgers zu zahlen. Die Zahlung 
ist von dieser Stelle auf dem Rezept zu vermerken. 

(4) und (5) unverändert. 

BSVG Vorgeschlagene Fassung: 
I 

gemäß § 138 Abs. 1 des Allgemeinen Sozialversi-
cherungsg~setzes Anspruch auf Krankengeld nicht 
.besteht, oc\er während der Dauer des Anspruches 
auf Krank~ngeld nach dem Allgemeinen Sozialver­
sicherungs~esetz ein Pensions anspruch nach die­
sem Bund~sgesetz aus eigener Pensionsversiche­
rung des Vjersicherten an oder lebt eine Pension aus 
einem der r ersi~herungsfälle des ~lters :wieder auf, 
so ruht deF PensIonsanspruch für die weitere Dauer 
des KranUengeldanspruches sowie für die Dauer 
des Ruhenls des Krankengeldanspruches nach § 143 
Abs. 1 Z. 2. des Allgemeinen Sozialversicherungsge­
setzes mili dem Betrag des Krankengeldes. Das 
Ruhen de~ Pensionsanspruches tritt auch dann' ein, 
wenn die Pension während der Dauer des Ruhens 
(§ 143 Abt 1 Z. 2 des Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetzes), der Verwirkung (§ 88 Abs.1 des 
Allgemeinbn Sozialversicherungsgesetzes ) oder 
Versagung (§ 142 des Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesel:zes) des Krankengeldanspruches anfällt 
oder wiederauflebt. 

Gemeinsale Bestimmungen für das Ruhen von 

J 
Pensionsansprüchen 

§ 58. ( ) Be~ Anwendung des § 57 a sind die Pen­
sionen mit dem Hilflosenzuschuß, jedoch ohne die 
besonderen Steigerungs beträge für Höherversiche­
rung (§ 1~2) und die Kinderzuschüsse heranzuzie­
hen. Bei der Anwendung des § 57 erfaßt das Ruhen 
auc? die I Zuschüsse, jedoc~ nicht die bes.onderen 
Steigerungs beträge für die Höherversicherung 
(§ 132). I . 

(2) und (3) unverändert. 

I 

I Heilmittel 

§ 86. (1) und (2) unverändert. 
I 

(3) Für den Bezug eines jeden Heilmittels auf 
Rechnunk des Versicherungsträgers ist als Kosten­
beteiligurtg' eiheRezeptgebühr im Betrag von 21 S 
zu entrithten, Werden mehrere Heilmittel auf 
einem R~zept verordnet, so sind so oft 21 S zu ent­
richten, lais Heilmittel bezogen werden. An die 
Stelle de~ Betrages von 21 S tritt ab 1. Jänner eines 
jeden Jahres der unter Bedachtnahme auf § 47 mit 
der jewe~ligen Aufwertungszahl (§ 45) vervielfachte 
Betrag. Die Rezeptgebühr ist bei Abgabe des Heil­
mittels Jn die abgebende Stelle für Rechnung des 
Versichdrungsträgers zu zahlen. Die Zahlung ist 
von diesbr Stelle auf dem Rezept zu vermerken. 

. (4) uJd (5) unverändert. 

I 
I 
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BSVG - Geltende Fassung: 

Wartezeit 
§ 111. (1) Der Anspruch auf jede der im § 103 

Abs. 1 angeführten Leistungen ist, abgesehen von 
den im 2. Unterabschnitt festgesetzten besonderen 
Voraussetzungen, an die allgemeine Voraussetzung 
geknüpft, daß die Wartezeit durch Versicherungs­
monate im Sinne des § 110 erfüllt ist. 

(2) Die Wartezeit entfällt für eine Leistung aus 
dem Versicherungsfall der dauernden Erwerbsun­
fähigkeit oder aus dem Versicherungsfall des 
Todes, . 

a) wenn der Versicherungsfall die Folge eines 
Arbeitsunfalles oder einer Berufskrankheit 
(§§ 175 und 176 bzw. 177 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes ) ist, der (die) bei 
einem in der Pensionsversicherung nach die­
sem oder einem anderen Bundesgesetz 
Pflichtversicherten bzw. einem nach § 19a 
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 
Selbstversicherten eingetreten ist, oder 

b) wenn der Stichtag (§ 104 Abs.2) vor dem 
vollendeten 24. Lebensjahr des Versicherten 
liegt und der Versicherte mindestens sechs 
Versicherungsmonate erworben hat, oder 

c) wenn der Versicherungsfall die Folge einer 
anerkannten Dienstbeschädigung im Sinne 
der für Wehrpflichtige geltenden versor­
gungsrechtlichen Vorschriften ist. 

(3) Die Wartezeit ist erfüllt, wenn am Stichtag 
(§ 104 Abs. 2) Versicherungsmonate im Sinne die­
ses Bundesgesetzes in folgender Mindestzahl vor­
liegen: 

1. für eine Leistung aus dem Versicherungsfall 
der dauernden Erwerbsunfähigkeit sowie aus dem 
Versicherungsfall des Todes 60 Versicherungsmo­
nate, bei Personen, die erstmalig nach dem vollen­
deten 50. Lebensjahr und nach dem 31. Dezem­
ber 1957 einen Versicherungsmonat nach diesem 
oder einem anderen Bundesgesetz erworben haben, 
96 Versicherungsmonate; 

2. für eine Leistung aus einem Versicherungsfall 
des Alters 180 Versicherungsmonate. 
Hat ein Versicherter zur Erfüllung der Vorausset­
zung 

a) des § 121 Abs.2 für den Anspruch auf 
Erwerbsunfähigkeitspension auf Grund einer 

BSVG - Vorgeschlagene Fassung: 

Wartezeit 
§ 111. (1) Der Anspruch auf jede der im § 103 

Abs. 1 angeführten Leistungen ist, abgesehen von 
den im 2. Unterabschnitt festgesetzten besonderen 
Voraussetzungen, an die allgemeine Voraussetzung 
geknüpft, daß die Wartezeit durch Versicherungs­
monate im Sinne des § 110 erfüllt ist. 

(2) Die Wartezeit entfällt für eine Leistung aus 
dem Versicherungsfall der dauernden Erwerbsun­
fähigkeit oder aus dem Versicherungsfall des 
Todes, 

a) wenn der Versicherungsfall die Folge eines 
Arbeitsunfalles oder einer Berufskrankheit 
(§§ 175 und 176 bzw. 177 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes) ist, der (die) bei 
einem in der Pensionsversicherung nach die­
sem oder einem anderen Bundesgesetz 
Pflichtversicherten bzw. bei einem nach 

. § 19 a des Allgemeinen Sozialversicherungs­
gesetzes Selbstversicherten eingetreten ist, 
oder 

b) wenn der Stichtag (§ 104 Abs.2) vor dem 
vollendeten 24. Lebensjahr des Versicherten 
liegt und der Versicherte mindestens sechs 
Versicherungsmonate erworben hat, oder 

c) wenn der Versicherungsfall die Folge einer 
anerkannten Dienstbeschädigung im Sinne 
der für Wehrpflichtige geltenden versor­
gungsrechtlichen Vorschriften ist. 

(3) Die Wartezeit ist erfüllt, wenn am 
Stichtag (§ 104 Abs. 2) Versicherungsmonate 
im Sinne dieses Bundesgesetzes in folgender 
Mindestzahl vorliegen: . 

1. für eine Leistung aus dem V ersicherung~fall 
der dauernden Erwerbsunfähigkeit sowie aus dem 
Versicherungsfall des Todes 

a) wenn der Stichtag vor Vollendung des 
50. Lebensjahres bei männlichen, vor Vollen­
dung des 45. Lebensjahres bei weiblichen 
Versicherten liegt, 60 Monate; 

b) wenn der Stichtag nach Vollendungdes 
50. Lebensjahres bei männlichen, nach Voll­
endung des 45. Lebensjahres bei weiblichen 
Versicherten liegt, erhöht sich die Wartezeit 
nach lit. a je nach dem Lebensalter des (der) 
Versicherten für jeden weiteren Lebensmo­
nat um jeweils ein Monat bis zum Höchst­
ausmaß von 180 Monaten; 

2. für eine Leistung aus dem Versicherungsfall 
des Alters 180 Versicherungsmonate. 
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BSVG - Geltende Fassung: 

Erwerbsunfähigkeit im Sinne des § 124 
Abs.2 oder 

b) des § 122 Abs. 1 lit. d 
seinen land(forst)wirtschaftlichen Betrieb an seinen 
Ehegatten übergeben, verpachtet od~r auf andere 
Weise zur Bewirtschaftung überlassen, so beträgt 
die Wartezeit für eine für den Ehegatten in 
Betracht 'kommende Leistung aus dem Versiche­
rungsfall der dauernden Erwerbsunfähigkeit im 
Sinne des § 124 Abs.2 96 Versicherungsmonate. 
Auf die Wartezeit gemäß Z. 1 zählen Beitragsmo­
nate der Weiterversicherung zur Hälfte . 
. (4) Die gemäß Abs. 3 Z. 1 und 2 für die Erfül­

lung der Wartezeit erforderliche Mindestzahl von 
Versiche'rungsmonaten muß, unbeschadet der 
Bestimmungen des § 112, 

a) im Falle des Abs. 3 Z. 1 innerhalb der letzten 
120 Kalendermonate, 

b) im Falle des Abs. 3 Z. 2 innerhalb der letzten 
240 Kalendermonate 

vor dem Stichtag (§ 104 Abs. 2) liegen. 

Neutrale Zeiten 

§ 112. Fallen in den Zeitraum der letzten 
120 bzw. 240 Kalendermonate vor dem Stichtag 
(§ 104 Abs. 2) nicht schon als Versicherungszeiten 
geltende Zeiten der nachstehend bezeichneten Art, 
so verlängert sich der Zeitraum um diese Zeiten 
(neutrale Zeiten): 

1. bis 7. unverändert. 

Bemessungsgrundlage 

§ 113. (1) Bemessungsgrundlage für die leistun­
gen aus der Pensionsversicherung ist der Betrag, 
der sich aus der Teilung der Summe der in die 
Bemessungszeit (Abs. 3) fallenden Beitragsgrundla­
gen nach Maßgabe des § 118 durch die um ein 
Sechstel erhöhte Zahl der die Bemessungszeit bil­
denden Versicherungsmonate ergibt. Die Bemes­
sungsgrundlage ist auf volle Schilling aufzurunden. 

BSVG Vorgeschlagene Fassung: 

(4) Die glmäß Abs. 3 Z 1 und 2 für die Erfüllung 
der Wartez~it erforderliche Mindestzahl von Versi­
cherungsm6naten muß, unbeschadet der Bestim­
mungen de~ § 112, 

I 

I 

I 
1. im Falle des Abs. 3 Z 1 innerhalb der letzten 

120 Kalendermonate vor dem Stichtag liegen; die­
ser Zeitraum verlängert, wenn der Stichtag nach 
Vollenduni des 50. Lebensjahres bei männlichen 
Versichert~n bzw. 'nach Vollendung des 
45. Lebensjahres bei weiblichen Versicherten liegt, 
je nach dem Lebensalter des (der) Versicherten für 
jeden weiteren' Lebensmonat um jeweils zwei 
Kalenderrrlonate bis zum Höchstausmaß von 
360 Kalendermonaten; 

2. im Falle des Abs. 3 Z 2 innerhalb der letzten 
360 Kalentlermonate vor dem Stichtag liegen. 

(5) Fall~n in den Zeitraum gemäß Abs. 5 neutrale 
Zeiten (§ 112), so verlängert sich der Zeitraum um 
diese neutralen Zeiten. 

(6) Die IWartezeit ist auch edüllt, wenn bis zum 
Stichtag mindestens 180 Beitragsmonate erworben 
sind. I ' 

I Neutrale Zeiten 

§ 112. tls neutral sind folgende Zeiten anzuse­
hen, die nicht Versicherungszeiten sind: 

I 

I 

1. b;, ) unvo"'nd,,,. 

I ~emessungsgrun~age ., 
§ 113. (1) Die Bemessungsgrundlage für die Lei­

stungen laus der Pensionsversicherung ist der 
,Betrag, der sich aus der Teilung der Summe der 
Beitragsg~undlagen der nach Abs. 2 für die Bildung 
der Bemessungsgrundlage heranzuziehenden Bei­
tragsmo~ate nach Maßgabe des § 118 durch die um 
ein Sechstel erhöhte Zahl dieser Beitragsmonate 
ergibt. Die Bemessungsgrundlage ist auf volle Schil-
ling aufz1hrunden. , 
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BSVG- Geltende Fassung: BSVG - Vorgeschlagene Fassung: 

(2) Für die Ermittlung der Bemessungszeit kom­
men die innerhalb der letzten zehn Kalenderjahre 
vor dem Bemessungszeitpunkt gelegenen Versiche­
rungsmonate im Sinne des § 110 in Betracht. Fallen 
in diesen Zeitraum neutrale Zeiten (§ 112), so ver­
längert er sich um diese Zeiten. Bemessungszeit­
punkt ist der Stichtag (§ 104 Abs. 2). 

/ 

(3) Die Bemessungszeit ,umfaßt die nach Abs. 2 
in Betracht kommenden Beitragsmonate und 
Ersatzmonate nach § 107 Abs. 1 Z. 1. 

(4) Kommen bei der Anwendung des Abs. 3 Bei­
tragszeiten gemäß § 106 Abs. 1 Z. 1 bzw. Z. 2 in 
Betracht, so sind den Zeiten der Pflichtversiche­
rung gemäß § 2 Abs .. l Z. 1 die Zeiten gemäß § 2 
Abs. 1 Z. 1 des Bauern-Pensionsversicherungsgeset­
.zes bzw. gemäß § 2 Abs. 1 2. 1 des Landwirtschaft­
lichen Zuschußrentenversicherungsgesetzes und 
den Zeiten der Pflichtversicherun~ gemäß § 2 

(2) Für die Ermittlung der Bemessungsgrundlage 
sind die letzten 120 Beitragsmonate heranzuziehen, 
die vor dem Kalenderjahr liegen, in das der Bemes­
sungszeitpunkt fällt. Bemessungszeitpunkt ist der 
Stichtag (§ 104 Abs.2-). Liegen seit dem 1. Jän­
ner 1972 weniger als 120, aber mindestens 60 Bei­
tragsmonate, so sind nur die nach dem 31. Dezem­
ber 1971 liegenden Beitragsmonate heranzuziehen; 
liegen seit dem 1. Jänner 1972 weniger als 60 Bei­
tragsmonate, so sind zur Ergänzung auf 60 Bei­
tragsmonate auch die letzten vor dem 1. Jän­
ner 1972 gelegenen Beitragsmonate in folgender 
Reihenfolge heranzuziehen: 

a) Zeiten einer Pflichtversicherung gemäß § 2 
Abs. 1 Z 1, 

b) Zeiten einer freiwilligen Versicherung im 
Anschluß an eine Pflichtversicherung gemäß 
§ 2 Abs. 1 Z 1, 

c) Zeiten einer Pflichtversicherung gemäß § 2 
Abs.l Z 2, 

d) Zeiten einer freiwilligen Versicherung im 
Anschluß an eine Pflichtversicherung gemäß 
§ 2 Abs. 1 Z 2. 

(3) Kommen bei der Anwendung des Abs. 2 Bei­
tragszeiten gemäß § 106 Abs. 1 Z 1 bzw. Z 2 in 
Betracht, so sind den Zeiten der Pflichtversiche­
rung gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 die Zeiten gemäß § 2 
Abs. 1 Z 1 des Bauern-Pensionsversicherungsgeset­
zes bzw. gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 des Landwirtschaft­
lichen Zuschußrentenversicherungsgesetzes und 
den Zeiten der Pflichtversicherung 'gemäß § 2 
Abs. 1 Z 2 die Zeiten gemäß § 2 Abs. 1 Z 2 des Bau­
ern-Pensionsversicherungsgesetzes bzw. gemäß § 2 
Abs. 1 Z 2 des Landwirtschaftlichen Zuschußren­
tenversicherungsgesetzes gleichzustellen. Kommen 
bei der Anwendung des Abs. 2 Beitragszeiten 
gemäß § 106 Abs. 1 Z 4 in Betracht, so sind den im 
Abs. 2 lit. a genannten Zeiten die Zeiten der freiwil-

, ligen Versicherung im Anschluß an eine Pflichtver­
sicherung gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 des Bauern-Pen­
sionsversicherungsgesetzes bzw. gemäß § 2 Abs. 1 
Z 1 des Landwirtschaftlichen Zuschußrentenversi­
cherungsgesetzes und den im Abs. 2 lit. c genann­
ten Zeiten die Zeiten der freiwilligen Versicherung 
im Anschluß an eine Pflichtversicherung gemäß § 2 . 
Abs. 1 Z 2 des Bauern-Pensionsversicherungsgeset­
zes bzw. gemäß § 2 Abs. 1 Z 2 des Landwirtschaft­
lichen Zuschußrentenversicherungsgesetzes gleich­
zustellen. 

(4 ) Wenn es für den Versicherten günstiger ist, 
bleiben bei der Anwendung des Abs. 2 Beitragsmo­
nate der freiwilligen Versicherung, die auch Zeiten 
enthalten, während welcher Krankengeld, Arbeits­
losengelc:i, Notstandshilfe oder Karenzurlaubsgeld 
aus einer gesetzlichen Versicherung bez·ogen wurde 
oder während welcher der Anspruch auf Kranken­
geld ausschließlich n;tch § 143 Abs. 1 Z 2 des Allge-
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Abs. 1 Z. 2 die Zeiten gemäß § 2 Abs. 1 Z. 2 des 
Bauern-Pensionsversicherungsgesetzes bzw. gemäß 
§ 2 Abs. 1 Z. 2 des Landwirtschaftlichen Zuschuß­
rentenversicherungsgesetzes gleichzustellen. Kom­
men bei der Anwendung des Abs. 3 Beitragszeiten 
gemäß § 106 Abs. 1 Z. 4 in Betracht, so sind den im 
Abs. 3 lit. a genannten Zeiten die Zeiten der freiwil­
ligen Versicherung im Anschluß an eine Pflichtver­
sicherung gemäß § 2 Abs. 1 Z. 1 des Bauern-Pen­
sionsversicherungsgesetzes bzw. gemäß § 2 Abs. 1 
Z. 1 des Landwirtschaftlichen Zuschußrentenversi­
cherungsgesetzes und den im Abs. 3 lit. c genann­
ten Zeiten die Zeiten der freiwilligen Versicherung 
im Anschluß an eine Pflichtversicherung gemäß § 2 
Abs. 1 Z. 2 des Bauern-Pensionsversicherungsgeset­
zes bzw. gemäß § 2 Abs. 1 Z. 2 des Landwirtschaft­
lichen Zuschußrentenversicherungsgesetzes gleich~ 
zustellen. 

(5) Bei der Anwendung der Abs. 2 und 3 bleiben 
Beitragsmonate der Pflichtversicherung, deren Bei­
tragsgn,mdlagen durch berufliche Maßnahmen der 
Rehabilitation (§ 153 dieses Bundesgesetzes sowie 
§§ 198 bzw. 303 des Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetzes und § 161 des Gewerblichen Sozial­
versicherungsgesetzes) beeinflußt werden, außer 
Betracht, wenn es für den Versicherten günstiger 
ist. Das gleiche gilt für Beiiragsmonate, die Zeiten 
einer Be~chäftigung enthalten, zu deren Ausübung 
ihn diese Maßnahmen befähigt haben. 

Bemessungsgrundlage nach Vollendung des 
55. Lebensjahres 

§ 114. (1) Wenn der Versicherungsfall nach 
Vollendung des 55. Lebensjahres eintritt und es für 
den Leistungswerber günstiger ist, tritt anstelle der 
Bemessungsgrundlage gemäß § 113 nach Maßgabe 
des Abs. 3 die Bemessungsgrundlage nach Vollen­
dung des 55. Lebensjahres, sofern der Stichtag 
gemäß § 104 Abs. 2 nach dem Bemessungszeit­
punkt gemäß Abs. 2 Z. 1 liegt. 

(2) Die Bemessungsgrundlage nach Vollendung 
des 55. Lebensjahres ist unter entsprechender 
Anwendung des § 113 Abs .. 1 wie folgt zu ermitteln: 

1. Als Bemessungszeitpunkt gilt der nach der 
Vollendung des 55. Lebensjahres des Versicherten 
liegende 1. Jänner, an dem erstmalig 120 Beitrags­
monate der. Pflichtversicherung vorliegen. 

2. Als Bemessungszeit gelten die 120 Beitragsmo­
nate gemäß Z. 1. 

(3) Die gemäß Abs.2 ermittelte Bemessungs­
grundlage ist nur auf den Grundbetrag und den auf 
die Versicherungsmonate bis zum Bemessungszeit­
punkt (Abs. 2) entfallenden . Steigerungs betrag 
anzuwenden. 

Bemessungsgrundlagefür die erhöhte Alterspension 

§ 115. Hat der Versicherte einen Anspruch auf 
. die erhöhte Alterspension gemäß § 134 erworben, 

BSVG - Vorgeschlagene 
. . .1

1 
. h 

memen Sozra verS1C erungsgesetzes 
Betracht. I 

Fassung: 

ruhte, außer 

(5) Bei der Anwendung des Abs. 2 bleiben Bei­
tragsmonatJ der Pflichtversicherung, deren Bei­
tragsgrundligen durch berufliche Maßnahmen der 
Rehabilitatibn (§ 153 dieses Bundesgesetzes sowie 
§§ 198 bzwi. 303 des Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetzles und § 161 des Gewerblichen Sozial­
versicherunksgesetzes) beeinflußt werden, außer 
Betracht, Wenn es für den Versicherten günstiger 
ist. Das gleiche gilt für Beitragsmonate, die Zeiten 
einer Besc~äftigung enthalten, zu deren Ausübung 
ihn diese Maßnahmen befähigt haben. 

I 

Bemessungsgrundlage nach Vollendung des 
I 55. Lebensjahres I . 

§ 114. (11) Wenn der Versicherungsfall nach 
Vollendung des 55. Lebensjahres eintritt und es für 
den Leistu~gswerber günstiger ist, tritt anstelle der 
Bemessun~sgrundlage gemäß § 113 nach Maßgabe 
des Abs. 3[die Bemessungsgrundlage nach Vollen­
dung des 55. Lebensjahres, sofern der Stichtag 
gemäß § 104 Abs.2 nach dem Bemessungszeit-
punkt gemäß Abs. 2 liegt. '. , 

(2) Die [Bemessungsgrundlage nach Vollendung 
des 55. Liebensjahres ist unter entsprechender 
Anwendung des § 113 Abs. 1 mit der Maßgabe zu 
ermitteln, [daß als Bemessungszeitpunkt der nach 
Vollendung des 55. Lebensjahres des Versichertep. 
liegende 11. Jänner gilt, an dem erstmalig 120 Bei­
tragsmon~te der Pflichtversicherung vorliegen. 

I 

I 

(3) Die [nach Abs. 2 ermittelte Bemessungsgrund­
lage ist nar auf den auf die Versicherungsmonate 
bis zum B~messungszeitpunkt (Abs. 2) entfallenden 
Steigerun~sbetrag anzuwenden. 

BemessuJgsgrundlage für die erhöhte Alterspension 

§ 115. Hat der Versicherte einen Anspruch auf 
die erhö~te Alterspension gemäß § 134 erworben, 

I 
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BSVG - Geltende Fassung: 

so gebühren, wenn es für ihn günstiger ist, der 
Grundbetrag und die auf die Zeit bis zum Beginn 
des Pensionsaufschubes entfallenden Steigerungs­
beträge von der Bemessungsgrundlage, die sich bei 
Beginn des Pensionsaufschubes nach den am Stich­
tag der erhöhten Alterspension in Geltung gestan­
denen Rechtsvorschriften ergeben hätte. 

Bemessungsgrundlage aus einem früheren Versiche-
rungsfall 

§ 116. Fällt eine Pension innerhalb fünf Jahren 
nach Wegfall einer anderen nach diesem Bundesge­
setz festgestellten Pension an, so tritt, wenn es für 
den Leistungswerber günstiger ist, an Stelle der sich 
gemäß- § 113 bzw. § 114 bzw. § 115 ergebenden 
Bemessungsgrundlage für die Bemessung des 
Grundbetrages und des bis zum Stichtag (§ 104 
Abs. 2) der weggefallenen Leistung erworbenen 
Steigerungsbetrages die Bemessungsgrundlage, von 
der diese Leistung bemessen war. 

Ermittlung der Bemessungsgrundlage aus den Bei­
tragsgrundlagen 

§ 118. (1) Die Bemessungsgrundlage gemäß den 
§§ 113 und 114 ist aus den durchschnittlichen 
monatlichen Beitragsgrundlagen der Versiche­
rungsmonate, welche die Bemessungszeit bilden 
(§ 113 Abs.3 und 4 und § 1.14 Abs.2 Z.2), zu 
ermitteln. 

(2) und (3) unverändert. 

(4 ) Bei der Ermittlung der Monatsbeitragsgrund­
lage (Abs.3) ist als Beitragsgrundlage heranzuzie­
hen: 

Lfür Beitragszeiten 
a) nach dem 31. Dezember 1977 die Beitrags­

grundlage gemäß § 12 des Bauern-Pensions­
versicherungsgesetzes bzw. gemäß § 23 die­
ses Bundesgesetzes; 

b) der Pflichtversicherung in den Kalenderjah­
ren 1971 bis einschließlich 1977, die sich aus 
der Anlage 1 zu diesem Bundesgesetz erge­
bende Beitragsgrundlage; hiebei gilt ein Ver­
sicherungs monat in der Versicherungsklasse 
erworben, in die der Versicherte für Zwecke 
der Bemessung der Beiträge eingereiht war; 

c) der Pflichtversicherung vor dem 1. Jän­
ner 1971 die sich aus der Anlage 1 zu diesem 
Bundesgesetz für das Kalenderjahr 1970 
ergebende Beitragsgrundlage; hiebei gilt ein 
Versicherungsmonat in. der Versicherungs­
klasse erworben, in die der Versicherte für 
Zwecke der Bemessung der Beiträge einzu­
reihen gewesen wäre; 

d) der Weiter- oder Selbstversicherullg in den 
Kalenderjahren 1971 bis einschließlich 1977 
die sich aus der Anlage 1 zu diesem Bundes­
gesetz ergebende Beitragsgrundlage; lit. bist 
hiebei entsprechend anzuwenden; 

BSVG - Vorgeschlagene Fassung: 

so gebühren, wenn es für ihn günstiger ist, die auf 
die Zeit bis zum Beginn des Pensionsaufschubes 
entfallenden Steigerungsbeträge von der Bemes­
sungsgrundlage, die sich bei Beginn des Pensions­
aufschubes nach den am Stichtag der erhöhten 
Alterspension in Geltung gestandenen Rechtsvor­
schriften ergeben hätte. 

Bemessungsgrundlage aus einem früheren Versiche-
rungsfall . 

§ 116. Fällt eine Pension innerhalb fünf Jahren 
nach Wegfall einer anderen riadi diesem Bundesge­
setz festgestellten Pension an, so tritt, wenn es für 
den Leistungswerber günstiger ist, an Stelle der sich 
gemäß § 113 bzw. § 114 bzw. § 115 ergebenden 
Bemessungsgrundlage für die Bemessung des bis 
zum Stichtag (§ 104 Abs. 2) der weggefallenen Lei­
stung erworbenen Steigerungsbetrages die Bemes­
sungsgrundlage, von der diese Leistung bemessen 
war. 

Berücksichtigung der Beitragsgrundlagen in der 
Bemessungsgrundlage 

§ 118. (1) Die Bemessungsgrundlage nach den 
§§ 113 und 114 ist aus den durchschnittlichen Bei­
tragsgrundlagen der Beitragsmonate, die für die 
ErmitiIung der Bemessungsgrundlage heranzuzie­
hen sind (§§ 113 Abs. 2 und 114 Abs. 2), zu ermit­
teln. 

(2) und (3) unverändert. 

(4) Bei der Ermittlung der Monatsbeitragsgrund­
lage (Abs. 3) ist als Beitragsgrundlage heranzuzie­
hen: 

1. für Beitragszeiten der Pflichtversicherung 
a) nach _ dem 31. Dezember 1977 die Beitrags­

grundlage gemäß § 12 des Bauern-Pensions­
versicherungsgesetzes bzw. gemäß § 23 die­
ses Bundesgesetzes; 

b) in den Kalenderjahren 1971 bis einschließ­
lich 1977 die sich aus der Anlage 1 zu diesem 
Bundesgesetz ergebende Beitragsgrundlage; 
hiebei gilt ein Versicherungsmonat in der 
Versicherungsklasse erworben, in die der 
Versicherte für Zwecke der Bemessung der 
Beiträge eingereiht war; 

c) vor dem 1. Jänner 1971 die sich aus der 
Anlage 1 zu diesem Bundesgesetz für das 
Kalenderjahr 1970 ergebende Beitragsgrund­
lage ; hiebei gilt ein Versicherungsmonat in 
der Versicherungs klasse erworben, in die der 
Versicherte für Zwecke der Bemessung der 
Beiträge einzureihen gewesen wäre; 
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e) der Weiter- oder Selbstversicherung vor dem 
1. Jänner 1971 die sich aus der Anlage 1 zu. 
diesem Bundesgesetz für das Kalender­
jahr 1970 in der Versicherungsklasse I erge­
bende Beitragsgrundlage; 

2. für Ersatzzeiten die sich aus der Anlage 1 zu 
diesem Bundesgesetz für das Kalenderjahr 1970 in 
der Versicherungs klasse I ergebende Beitrags­
grundlage. 

(5) Beitragsgrundlagen gemäß Abs. 4 Z. 1 lit. a 
und b sowie Beitragsgrundlagen gemäß Abs. 4 Z. 1 
lit. d, die auf Versicherungsmonate nach dem 
31. Dezember 1970 zurückgehen, sirid mit dem 
ihrer zeitlichen Lagerung entsprechenden, im Jahr 
des Stichtages geltenden Aufwertungsfaktor (§ 45) 
aufzuwerten. Beitragsgrundlagen gemäß Abs. 4 
Z. 1 lit. c und lit. e sowie Abs. 4 Z. 2, die auf Versi­
cherungsmonate vor dem 1. Jänner 1971 zurückge­
hen, sind ohne Rücksicht auf ihre zeitliche Lage­
rung mit dem für das Kalenderjahr 1970 im Jahr 
des Stichtages geltenden Aufwertungsfaktor (§ 45) 
aufzuwerten. 

(6) Fallen in die Bemessungszeit Beitragsmonate 
einer Pflichtversicherung gemäß § 2 Abs. 1 Z. 1 und 
solche gemäß § 2 Abs. 1 Z. 2, so sind die Beitrags­
grundlagen aus diesen Versicherungsmonaten, 
sofern sie sich zeitlich decken, bis zum Betrag der 
jeweiligen Höchstbeitragsgrundlage gemäß § 23 
Abs. 9 Z. 2 zusammenzuzählen. 

Wanderversicherung 

§ 120. (1) bis (6) unverändert. 

(7) Ist ein Versicherter gemäß den Abs. 2 bis 5 
der Pensionsversicherung nach diesem Bundesge­
setz zugehörig, so hat der Versicherungsträger die 
Bestimmung<;n dieses Bundesgesetzes mit folgender 
Maßgabe anzuwenden: 

1. und 2. unverändert. 
3. Bei der Ermittlung der Bemessungszeit sind 

die Ersatzmoqate gemäß § 229 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes und § 116 ~. 1 Z. 1 
des Gewerblichen Sozialversicherungsgesctzes den 
Ersatzmonaten gemäß § 107 Abs. 1 Z. 1 gleichzu­
halten; bei der Ermittlung der Bemessungsgrundla­
gen gelten für Versicherungsmonate nach dem All­
gemeinen Sozialversicherungsgesetz bzw. nach 
dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz jene 
Beträge, die für die Ermittlung der Bemessungs­
grundlage nach dem Allgemeinen Sozialversiche-. 

BSVG Vorgeschlagene Fassung: 

I 

I 
2. für Beitragszeiten der Weiter- oder Selbstver-

sicherung I i 

a) in d~n Kalenderjahren 1971 bis einschließ­
lich 1977 die sich aus der Anlage 1 zu diesem 
Bun4esgesetz ergebende Beitragsgrundlage; 
Z 1 !Iit. bist hiebei· entsprechend anzuwen­
den' 

b) vor '1 dem 1. Jänner 1971 die sich aus der 
Anldge 1 zu diesem Bundesgesetz für das 
Kal~nderjahr 1970 in der Versicherungs­
klasse I ergebende Beitragsgrundlage. 

(5) Beit~agsgnifi(llagen gemäß Abs. 4 Z 1 lit. a 
und b sowie Beitragsgrundlagen gemäß Abs. 4 Z 2 
lit. a, die I auf Versicherungsmonat.e nac? dem 
31. DezeIIJ.ber 1970 zurückgehen, smd mit dem 
ihrer zeitlichen Lagerung entsprechenden, im Jahr 
des Stichtages geltenden Aufwertungsfaktor (§ 45) 
aufzuwert,bn. Beitragsgrundlagen gemäß Abs. 4 Z 1 
lit. c und ~bs. 4 Z 2 lit. b, die auf Versicherungsmo­
nate vor I dem 1. Jänner 1971 zurückgehen, sind 
ohne Rü~ksicht auf .ihre zeitl~che Lagerun~ mit 
dem für d/ls Kalenderjahr 1970 Im Jahr des Stichta­
ges gelteqden Aufwertungsfaktor (§ 45) aufzuwer­
ten. 

i 

(6) Fallen in die Bemessungsgrundlage Beitrags-
monate einer Pflichtversicherung gemäß § 2 Abs. 1 
Z. 1 und solche gemäß § 2 Abs. 1 Z. 2, so sind die 
Beitragsgtundlagen aus diesen Versicherungsmona­
ten, sofeJn sie sich zeitlich decken, bis zum Betrag 
der jew~iligen Höchstbeitragsgrundlage gemäß 
§ 23 Abs'19 Z. 2 zusammenzuzählen. 

I Wanderversicherung 

§ 120. (1! bis (6~ unverändert. . 

(7) Istl em VersIcherter. gemäß den Abs. 2 bIs 5 
der PenSionsversicherung nach diesem Bundesge­
setz zug~hörig, so hat der Versicherungsträger die 
Bestimmp!1gen dieses Bundesgesetzes mit folgender 
Maßgabe anzuwenden: 

1. und 2. unverändert. 

3. Bei Ider E:rmittlung der Bemessungsgrundl~gen 
gelten für ~eJtragsmonate nach dem Allgememen 
Sozialvehicherungsgesetz bzw. nach dem Gewerb­
lichen Spzialversicherungsgesetz jene Beträge, die 
für die ~rmittlung der Bemessungsgrundlage nach 
dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz bzw. 
dem Ge\verblichen Sozialversicherungsgesetz her­
anzuziehen wären, als Beitragsgrundlage im Sinne 
des § 11ls. . 
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rungsgesetz bzw. dem Gewerblichen Sozialversi­
cherungsgesetz heranzuziehen wären, als Beitrags­
grundlage im Sinne des § 118. 

4. bis 7, unverändert. 

Vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungs­
dauer 

§ 122. (1) und (2) unverändert. 

(3) Aufgehoben. 

Ausmaß der Alters(Erwerbsunfähigkeits )pension 

§ 130. (1) Die Alters(Erwerbsunfähigkeits)pen­
sion besteht aus dem Grundbetrag und dem Steige­
rungsbetrag, bei Vorliegen einer Höherversiche­
rung auch aus dem besonderen Steigerungsbetrag 
gemäß § 132 Abs. 1. 

(2) Als monatlicher Grundbetrag gebühren ohne 
~ücksicht auf die Zahl der Versicherungsmonate 
30. v. H. der Bemessungsgrundlage. 

(3) Als monatlicher Steigeru~gsbetrag gebühren 
für je zwölf Versicherungsmonate 

bis zum 120. Monat ............... . 
vom 121. Monat bis zum 240. Monat .. 
vom 241. Monat bis zum 360. Monat .. 
vom 361. Monat bis zum 540. Monat .. 

6v. T. 
9v. T. 

12v. T. 
15v. T. 

BSVG Vorgeschlagene Fassung: 

4. bis 7. unverändert. 

Vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungs­
dauer 

§ 122. (1) und (2) unverändert. 

(3) ~arendie Voraussetzungen für die Anwen-' 
dung des Abs.2 in einem Kalenderjahr gegeben, 
war der Pensionsberechtigte aber in diesem Kalen­
derjahr nicht ständig selbständig oder unselbstän­
dig erwerbstätig oder hat der Pensionsberechtigte 
während der Zeit, in der die Pension weggefallen 
war, ein Erwerbseinkommen bezogen, das in ein­
zelnen Kalendermonaten dieses Kalenderjahres das 
nach § 5 Abs. 2 lit. c des Allgemeinen Sozialversi­
cherungsgesetzes jeweils in Betracht kommende 
Monatseinkommen nicht übersteigt, kann er beim 
Versicherungsträger bis 31. März des folgenden 
Kalenderjahres beantr,agen, daß die Bestimmungen 
des Abs. 2 für das vorangegangene Kalenderjahr 
neuerlich angewendet werden, wobei als monatlich 
gebührendes Erwerbseinkommen ein Zwölf tel der 
Summe des Erwerbseinkommens des vorangegan­
genen Kalenderjahres anzunehmen ist. Eine solche 
neuerliche Feststellung kann jederzeit auch von 
Amts wegen erfolgen. Ergibt sich daraus ein Mehr­
betrag gegenüber dem zur Auszahlung gelangten 
Pensionsbetrag, ist der Mehrbetrag dem Pensions­
berechtigten zu erstatten. 

Ausmaß der Alters (Erwerbsunfähigkeits )pension 

§ 130. (1) Die Leistungen aus den Versicherungs­
fällen des Alters und die Erwerbsunfähigkeitspen­
sion bestehen aus dem Steigerungs betrag und der 
Erhöhung des Steigerungsbetrages für jedes 
lebendgeborene Kind (Kinderzuschlag), bei V orlie­
gen einer Höherversicherung auch aus dem beson­
deren Steigerungs betrag nach ,§ 132 Abs. 1. Der 
Steigerungsbetrag ist ein Hundertsatz der Bemes­
sungsgtundlage. 
, (2) Der monatliche Hundertsatz nach Abs. 1 
beträgt für je zwölf Versicherungsmonate 
bis zum 360. Monat ...................... 1,9, 
vom 361. Monat an .. ' .................... 1,5. 
Ein Rest von weniger als zwölf Versicherungsmo­
naten wird in der Weise berücksichtigt, daß für 
jeden restlichen Monat ein Zwölfte I des nach der 
zeitlichen Lagerung in Betracht kOnllnenden Hun­
dertsatzes heranzuziehen i.~t; der sich ergebende 
Hundertsatz ist auf drei Dezimalstellen zu runden. 

(3) Liegt der Stichtag (§ 104 Abs. 2) vor der Voll­
endung des 50. Lebensjahres, erhöht sich der sich 
riach Abs. 2 und § 131 Abs. 1 ergebende Hundert­
satz für je zwölf Monate ab dem Stichtag bis zum 
Monatsersten nach Vollendung des 50. Lebensjah­
res UQl 1,9 mit der Maßgabe, daß der so ermittelte 
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BSVG - Geltende Fassung: BSVG _I Vorgeschlagene Fassung: 

der Bemessungsgrundlage; ab dem 541. Monat Hundertsatz I 50 nicht übersteigt (Zurechnungszu­
gebührt kein Steigerungsbetrag. Ein Rest von weni- schlag). Abs.! 2 zweiter Satz gilt entsprechend. 
ger als zwölf Versicherungsmonaten wird in der 
Weise berücksichtigt, daß für jeden restlichen 
Monat ein Zwölf tel des nach der zeitlichen Lage in 
Betracht kommenden Steigerungsbetrages gebührt. 

(4) Liegt der Stichtag (§ 104 Abs. 2) vor der V 011- .. 
endung des 50. Lebensjahres, gebührt zum Grund­
betrag der Pension ein Zuschlag bis zu 10 vH der 
für den Grundbetrag maßgebenden Bemessungs­
grundlage, soweit die Pension einschließlich des 
Zuschlages 50 vH dieser Bemessungsgrundlage 
nicht übersteigt. Dieser Zuschlag ist ein Bestandteil 
des Grundbetrages. 

(5) Aufgehoben. 

Zuschlag zur Alterspension 

§ 131. Aufgehoben. 

Besonderer Steigerungsbetrag für Beiträge zur 
Höherversicherung; Höherversicherungspension 

§ 132. (1) Für Beiträge zur Höherversich~rung, 
die für Versicherungszeiten geleistet wurden oder 
gemäß § 133 als geleistet gelten, ist ein besonderer 
Steigerungsbetrag zur Alters(Erwerbsunfähig­
keits)pension zu gewähren. Er beträgt monatlich 
1 v. H. der Beiträge zur Höherversicherung. 

(2) Männliche Pflichtversicherte, die das 
65. Lebensjahr, und weibliche Pflichtversicherte, 
die das 60. Lebensjahr vollendet, die Wartezeit für 
die Alterspension erfüllt, jedoch aus dem Grund 
der Nichterfüllung der besonderen Voraussetzlm­
gen des § 121 Abs.2 keinen Anspruch auf Alters­
pension haben, erhalten für die zur Höherversiche-

(4) Bei der Bemessung des Steigerungsbetrages 
sind höchst,ns 540 Versicherungsmonate heranzu-
zi,h,n. I . 

I • 
I Kinderzuschlag 

. I 

§ 131. (1) Der sich nach § 130 Abs.2 ergebende 
Hundertsat~ erhöht sich bei weiblichen Versicher­
ten für jed~s im Inland lebendgeborene Kind -
unbeschade;t Abs. 2 und 4 - im Ausmaß von 3 vH I . 
der Bemessungsgrundlage, wenn mehrere Bemes-
sungsgrunQ'lagen angewendet werden, der höchsten 
Bemessung~grundlage (Kinderzuschlag). 

(2) Die ISumme der Hundertsätze nach Abs. 1 
und § 130 Abs. 2 darf bei Vorliegen von weniger als 
61 Versichhungsmonaten 27 nicht übersteigen. 
Dieser Huhdertsatz erhöht sich für jeden weiteren 
V ersicheru~gsmonat vom 61. Monat bis zum 

I 359. Monait um 0,1. 

(3) Wird ein Kind an Kindes Statt angenommen 
und wird tlie Wahlkindschaft vor Vollendung des 
dritten L~bensjahres begründet, so gebührt der 
Kinderzusthlag der Adoptivmutter (bzw. dem 
Adoptivvater) anstelle der in Abs. 1 bezeichneten 
Versichertbn. 

(4) Bei I Vorliegen von mehr als 359 Versiche- , 
rungsmonflten gebührt keine Erhöhung des sich· 
nach § 130 Abs. 2 ergebenden Hundertsatzes. 

BesonderL Steigerungsbetrag für Beiträge zur 
I 

Höherversicherung; Höherversicherungspension 

§ 132. (1) Für Beiträge zur Höherversicherung, 
die für Vbrsicherungszeiten geleistet wurden oder 
gemäß § 133 als geleistet gelten, ist ein besonderer 
Steigerunbbetrag zur Alters(Erwerbsunfähig­
keits)penjion zu gewähren. 

(2) Jännliche Pflichtversicherte, die das 
65. Leberlsjahr, und weibliche Pflichtversicherte, 
die das 60. Lebensjahr vollendet, die Wartezeit für 
die Alterkpension erfüllt, jedoch aus dem Grund 
der Nich!terfüllung der besonderen Voraussetzun­
gen ?es ~ 121 Abs.2 keinen .Anspruch auf A~ters­
pensIOn naben, erhalten für dIe zur Höherversiche-
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rung geleisteten Beiträge auf Antrag eine Höher­
versicherungspension. Der Monatsbetrag der 
Höherversicherungspension wird in Hundertsätzen 
der Zur Höherversicherung geleisteten Beiträge, 
entsprechend dem Alter des Versicherten im Zeit­
punkt der Beitragsleistung, wie folgt bemessen: 

Hundert- für Beiträge zur Höherversicherung, 
satz geleistet im A1ter des Versicherten 

1,10 ..... ' .................. , bis zu 40 Jahren, 
0,90 .............. von über 40 bis zu 50 Jahren, 
0,75 .............. von über 50 bis zu 60 Jahren, 
0,65 ...................... von über 60 Jahren. 

(3) Fällt während des Bezuges der Höherversi­
cherungspension die Alterspension gemäß § 121 an, 
so ist an Stelle der Höherversicherungspension der 
besondere Steigerungs betrag gemä& Abs. 1 im Aus­
maß der bisherigen Höherversicherungspension zu 
gewähren. 

(4) Für die Bemessung des besonderen Steige­
rungsbetrages gemäß Abs. 1 und der Höherversi­
cherungspension gemäß Abs. 2 sind Beiträge zur 
Höherversicherung ihrer zeitlichen Lagerung ent­
sprechend mit dem Aufwertungsfaktor (§ 45) auf­
zuwerten. 

BSVG ~ Vorgeschlagene Fassung: 
( 

iung geleisteten Beiträge auf Antrag eine Höher­
versicherungspension. 

(3) Fällt während des Bezuges der Höherversi­
cherungspension die Alterspension gemäß § 121 an, 
so ist· anstelle der Höherversicherungspension der 
besondere Steigerungsbetrag gemäß Abs. 1 im Aus­
maß der bisherigen Höherversicherungspension zu 
geWähren. 

(4) Für die Bemessung des besonderen Steige­
rungsbetrages gemäß Abs. 1 sind Beiträge zur 
Höherversicherung, die für vor dem 1. Jänner 1986 
gelegene Versicherungszeiten geleistet wurden 
oder als geleistet gelten, mit den ihrer zeitlichen 
Lagerung entsprechenden Aufwertungsfaktoren 
(§ 45) aufzuwerten. Der besondere Steigerungsbe­
trag beträgt für Beiträge zur Höherversicherung 
für Versicherungszeiten aus der Zeit vor dem 
1. Jänner 1986 monatlich 1 vH der Beiträge zur 
Höherversicherung. 

(5) Für die Bemessung der Höherversicherungs­
pension gemäß Abs. 2 sind Beiträge zur Höherver­
sicherung, die für vor dem L Jänner 1986 gelegene 
Versicherungszeiten 'geleistet wurden oder als 
geleistet gelten, mit den ihrer zeitlichen Lagerung 
entsprechenden Aufwertungsfaktoren (§ 45) aufzu­
werten. Der Monatsbetrag der Höherversiche­
rungspension wird in . Hundertsätzen der zur 
Höherversicherung geleisteten Beiträge, entspre­
chend dem Alter des Versicherten im Zeitpunkt der 
Beitragsleistung, wie folgt bemessen: 

Hundertsatz für Beiträge zur Höherversicherung 
geleistet im Alter des Versicherten 

1,10 ........................ bis zu 40 Jahren, 
0,90 .............. von über 40 bis zu 50 Jahren, 
0,75 .............. von über 50 bis zu 60 Jahren, 
0,65 ...................... von über 60 Jahren. 

(6) Für die Bemessung des besonderen Steige­
rungsbetrages und des Monatsbetrages der Höher­
versicherungspension sind Beiträge zur Höherversi- ' 
cherung, die für nach dem 31. Dezember 1985 
gelegene Versicherungszeiten geleistet wurden 
oder als geleistet gelten, mit dem ihrer zeitlichen 
Lagerung entsprechenden Aufwertungsfaktor-­
(§ 45) aufzuwerten und mit einem Faktor zu ver­
vielfachen. Dieser Faktor ist durch Verordnurig des 
Bundesministers für soziale Verwaltung nach versi-
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\ 

Ausmaß der Witwen(Witwer)pension 

§ 136. (1) Die Witwen(Witwer)pension beträgt, 
wenn der (die) Versicherte im Zeitpunkt des Todes 

a) bis c) unverändert. 
Bei der Bemessung der Witwen(Witwer)pension 
haben Kinderzuschüsse und Hilflosenzuschuß 
außer Ansatz zu bleiben. Hat der Versicherte zur 
Zeit seines Todes das 50. Lebensjahr noch nicht 
vollendet, so hat die Witwen(Witwer)pension min­
destens 30 vH der Bemessungsgrundlage, wenn 
mehrere Bemessungsgrundlagen angewendet sind, 
der höchsten Bemessungsgrundlage zu betragen. 
24 vH der Bemessungsgrundlage gelten hiebei als 
Grundbetrag. 

(2) bis (4) unverändert. 

Abfertigung und Wiederaufleben der Witwen(Wit­
wer)pension 

§ 137. (1) und (3) unverändert. 

(4) Auf die wiederaufgelebte Witwen(Wit­
wer)pension sind laufende Unterhaltsleistungen 
und die im § 2 des Einkommensteuergesetzes 1972, 
BGBI. Nr. 440, angeführten Einkünfte aQzurech­
nen, die der Witwe (dem Witwer) aufgrund aufge­
löster oder für nichtig erklärter, vor dem Wieder­
aufleben der Witwen(Witwer)pension geschlosse­
ner Ehen gebühren oder darüber hinaus zufließen. 
Hinsichtlich der Ermittlung des Erwerbseinkom­
mens aus einem land(forst)wirtschaftlichen Betrieb 
ist § 140 Abs. 5 und 6 entsprechend anzuwenden. 
Erhält die Witwe (der Witwer) statt laufender 
Unterhaltsleistungen eine Kapitalabfindung, so ist 
auf die Pension ein Zwölf tel des Betrages anzu­
rechnen, der sich bei der Annahme eines jährlichen 
Ertrages von 4 vH des Abfindungskapitals ergeben 
würde. Geht das Abfindungskapital ohne vorsätzli­
ches Verschulden der.Witwe (des Witwers) unter, 
so entfällt die Anrechnung. Die Anrechnung 
erstreckt sich verhältnismäßig auf den als Grundbe­
trag und als Steigerungsbetrag geltenden Betrag. 

I 

BSVG -.l Vorgeschlagene Fassung: 

cherungsmJthematischen Grundsätzen festzuset­
zen; hiebe i list auf das Geschlecht des Versicherten 
bzw. die zeitliche Lagerung der Beiträge zur 
Höherversi<;:herung nach dem Lebensalter Bedacht 
zu nehmen, wobei sich für Versicherungszeiten 
eines Kaleqderjahres das Lebensalter nach dem in 
diesem Kaknderjahr vollendeten Lebensjahr zu 
richten had 

(7) Der monatlich gebührende besondere Steige­
rungsbetra~ und der Monatsbetrag der Höherversi­
cherungspe:nsion für nach dem 31. Dezember 1985 
gelegene Versicherungszeiten ist die Summe der 
nach Maßgabe des Abs. i. berechneten Beträge für 
die jeweiligen Kalenderjahre, in denen Beiträge zur 
Höherversichening geleistet wurden oder als gelei-
stet gelten'l ' 

Ausmaß der Witwen(Witwer)pension 

§ 136. (b Die Witwen(Witwer)pension beträgt, 
wenn der Cdie) Versicherte im Zeitpunkt des Todes 

a) bis cl) unverändert. 
Bei der Bemessung der Witwen(Witwer)pension 
haben Kinlderzuschlag, Kinderzuschüsse und Hilf-
10senzuscHuß außer Ansatz zu bleiben. 

(2) bis l4) unverändert. 

Abfertigulg und Wiederaufleben der Witwen(Wit-
I wer)pension 

§ 137. ~1) und (3) unverändert. 
I 

(4) AUf die wiederaufgelebte Witwen(Wit-
wer)pensipn sind laufende Unterhaltsleistungen 
und die im § 2 des Einkommensteuergesetzes 1972, 
BGBI. Nr;. 440, angeführten Einkünfte anzurech­
nen, die der Witwe (dem Witwer) aufgrund aufge­
löster odbr für nichtig erklärter, vor dem Wieder­
aufleben lider Witwen(Witwer)pension geschloss~­
ner Ehen, gebühren oder darüber hinaus zufließen. 
Hinsichtlich der Ermittlung des Erwerbseinkom­
mens ausj einem land(forst)wirtschaftlichen Betrieb 
ist § 140 Abs. 5 und 6 entsprechend anzuwenden. 
Erhält die Witwe (der Witwer) statt laufender. 
Unterhalfsleistungen eine Kapitalabfindung, so ist 
auf die Pension ein Zwölftel des Betrages anzu­
rechnen'lder sich bei der Annahme eines jährlichen 

. Ertrages von 4 vH des Abfindungskapitals ergeben 
würde. Geht das Abfindungskapital ohne vorsätzli­
ches Ve~schulden der Witwe (des Witwers) unter, 
so entfällt die Anrechnung. 

I 
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(5) unverändert. 

Ausmaß der Waisenpension 

. § 138. Die Waisenpension beträgt für jedes ein­
fach verwaiste Kind 40 v. H., für jedes doppelt ver­
waiste Kind 60 v. H. der Witwen(Witwer)pension 
gemäß § 136 Abs. 1, auf die nach dem verstorbenen 
Elternteil Anspruch besteht oder bestünde. Ein zur 
Witwen(Witwer)pension gebührender Hilflosenzu­
schuß hat hiebei außer Ansatz zu bleiben. 

Höchstausmaß der Hinterbliebenenpensionen 

§ 139. Alle Hinterbliebenenpensionen (§§ 136 
Abs. 1 und 138) zusammen dürfen nicht höher sein 
als die um 10 v. H. ihres Betrages erhöhte Erwerbs­
unfähigkeits(Alters)pension, auf die der (die) Versi­
cherte bei seinem (ihrem) Ableben Anspruch gehabt 
hat oder gehabt hätte, samt den jeweils in Betracht 
kommenden Kinderzuschüssen; allfällige Hilflo­
senzuschüsse haben hiebei außer Ansatz zu bleiben. 
Innerhalb dieses Höchstausmaßes sind alle Pensio­
nen, und zwar bei der Witwen(Witwer)pension 
sowohl der als Grundbetrag als auch der als Steige­
rungsbetrag geltende Betrag verhältnismäßig zu 
kürzen. Hiebei sind Witwen(Witwer)pensionen 
gemäß § 127 Abs.4 und § 136 Abs.3 nicht zu 
berücksichtigen; diese dürfen jedoch den Betrag 
der gekürzten Witwen(Witwer)pension' gemäß 
§ 127 Abs. 1 nicht übersteigen und sind innerhalb 
dieses Höchstausmaßes hinsichtlich des Grundbe­
trages und des als Steigerungsbetrag geltenden 
Betrages verhältnismäßig zu kürzen. 

Voraussetzungen für den Anspruch auf Ausgleichs­
zulage 

§ 140. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Bei Anwendung der Abs. 1 bis 3 haben außer 
Betr;tcht zu bleiben; 

a) bis g) unverändert. 
h) von Lehrlingsentschädigungen ein Betrag 

von 810 S monatlich; an die Stelle dieses 
Betrages tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres 
der unter Bedachtnahme auf § 47 mit der 
jeweiligen Richtzahl (§ 45) vervielfachte 
Betrag; 

i) bis n) unverändert. 

(5) bis (12) unverändert. 

Anwendung der Bestimmungen über die Pensionen 
auf die Ausgleichszulage 

§ 143. (1) unverändert. 
(2) Bei Anwendung der Bestimmungen der §§ 54 

.Abs.3 Z.2 und 56 bis 59 ist die Ausgleichszulage 
außer Betrachtzu lassen. 

BSVG - Vorgeschlagene Fassung; 

(5) unverändert. 

Ausmaß derWaisenpension 

§ 138. Die Waisenpension beträgt für jedes ein­
fach verwaiste Kind 40 vH, für jedes doppelt ver­
waiste Kind 60 vH der Witwen(Witwer)pension 
nach § 136 Abs. 1, auf die nach dem verstorbenen 
Elternteil Anspruch besteht oder bestünde; die 
Erhöhung des Hundertsatzes nach § 130 Abs.2 
durch den Kinderzuschlag bleibt hiebei unberück­
sichtigt. Ein zur Witwen(Witwer)pension gebüh­
render Hilflosenzuschuß hat hiebei außer Ansatz 
zu bleiben. 

Höchstausmaß der Hinterbliebenenpensionen 

§ 139. Alle Hinterbliebenenpensionen (§§ 136 
Abs. 1 und 138) zusammen dürfen nicht höher sein 
als die um 10 v. H. ihres Betrages erhöhte Erwerbs­
unfähigkeits(Alters)pension, auf die der (die)-Yersi­
eherte bei seinem (ihrem) Ableben Anspruch gehabt 
hat oder gehabt hätte, samt den jeweils in Betracht 
kommenden Kinderzuschüssen; allfällige Hilflo­
senzuschüsse haben hiebe i außer Ansatz zu bleiben. 
Innerhalb dieses Höchstausmaßes sind alle Pensio­
nen verhältnismäßig zu kürzen. Hiebei sind Wit­
wen(Witwer)pensionen gemäß § 127 Abs.4 und 
§ 136 Abs. 3 nicht zu berücksichtigen; diese dürfen 
jedoch den Betrag der gekürzten Witwen(Wit­
wer)pension nach § 127 Abs. 1 nicht übersteigen 
und sind innerhalb dieses Höchstausmaßes verhält-. 
nismäßig zu kürzen. 

Voraussetzungen für den Anspruch auf Ausgleichs­
zulage 

§ 140. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Bei Anwendung der Abs. 1 bis 3 haben außer 
Betracht zu bleiben; 

a) bis g) unverändert. 
h) von LehrIingsentschädigungen ein Betrag 

von 1 140 S monatlich; an die Stelle dieses 
Betrages tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres 
der unter Bedachtnahme auf § 47 mit der 
je~eiligen Aufwertungszahl (§ 45) verviel­
fachte Betrag; 

i) bis n) unverändert. 

(5) bis (12) unveränciert. 

Anwendung der Bestimmungen über die Pensionen 
auf die Ausgleichszulage 

§ 143. (1) unverändert. 
(2) Bei Anwendung der Bestimmungen der; §§ 54 

Abs.3 Z 2, 56, 57 a, 58 und 59 ist die Ausgleichszu­
lage außer Betracht zu lassen. 
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Geldleistungen während der Gewährung von Maß­
nahmen der Gesundheitsvorsorge durch den Versi­

cherungsträger 

§ 1~2. (1) bis (4) unverändert. 

(5) Anspruch auf Familiengeld besteht nicht für 
einen Angehörigen, der aus selbständiger oder 
unselbständiger Erwerbstätigkeit, aus einem Lehr­
oder Ausbildungsverhältnis oder auf Grund von 
Pensions(Renten)ansprüchen aus der Unfallversi­
dierung oder aus einer Pensionsversicherung mit 
Ausnahme des Hilflosenzuschusses>ein Einkommen 
von mehr als 1921 S monatlich bezieht. An die 
Stelle dieses Betrages tritt ab 1. Jänner eines jeden 
Jahres der unter Bedachtnahme auf § 47 mit der 
jeweiligen Richtzahl (§ 45) vervielfachte Betrag. 

Rechnungsabschluß und Nachweisungen 

§ 204. (1) Der Versicherungsträger hat für jedes 
Geschäftsjahr einen Rechnungsabschluß, der jeden­
falls aus einer Erfolgsrechnung und aus. einer 
Schlußbilanz zum Ende des Jahres bestehen muß, 
einen Geschäftsbericht und statistische Nachwei­
sungen zu verfassen und der Aufsichtsbehörde vor-
zulegen. ' 

(2) In der Kranken-, Unfall- und Pensionsversi­
cherung hat der Versicherungsträger für jede dieser 
Versicherungen die Erfolgsrechnung und die stati­
stischen Nachweisungen getr.ennt zu erstellen. 
Gemeinsame Erträge und Aufwendungen sind auf 
die genannten Versicherungen nach den Bestim­
mungen der Rechnungsvorschriften aufzuteilen. 

(3) Aufgehoben. 

( 4) Der Bundesminister für soziale Verwaltung 
kann nach Anhörung des Hauptverbandes der 
österreichischen Sozialversicherungsträger Weisun­
gen für die Rechnungsführung, Rechnungslegung 
sowie für die Erstellung des Jahresvoranschlages 
und des Jahresberichtes erlassen. 

(5) unverändert. 

BSVG ~ Vorgeschlagene Fassung: 

Ge1dleistun~en während der Gewährung von Maß­
nahmen de~ Gesundheitsvorsorge durch den Versi-

Icherungsträger 

§ 162. (11) bis (4) unverändert. 

(5) AnsJruch auf Familiengeld besteht nicht für 
einen An~ehörigen, der aus selbständiger oder 
unselbstän4iger Erwerbstätigkeit, aus einem Lehr­
oder Ausbildungsverhältnis oder auf Grund von 
Pensions(Renten)ansprüchen aus der Unfallversi­
cherung oCler aus einer Pensionsversicherung mit 
Ausnahme/des Hilflosenzuschu, sses ein Einkommen 
von mehr als 2 707 S monatlich bezieht. An die 
Stelle dieses Betrages tritt ab 1. Jänner eines jeden 
Jahres der! unter Bedachtnahme auf § 47 mit der 
jeweiligen IAufwertungszahl (§ 45) vervielfachte 
Betrag. I 

I 

Reclkungsabscbluß und Nachweisungen 
I 

§ 204. (i1) Der Versicherungsträger hat für jedes 
Geschäftsjahr einen Rechnungsabschluß, der jeden­
falls aus e;ner Erfolgsrechnung und einer Schlußbi­
lanz zum !Ende des Jahres bestehen muß, und einen 
Geschäftsbericht zu verfassen und dem Bundesmi­
nisterium [für soziale Verwaltung vorzulegen. 

I 
! I 

(2) Der Versicherungsträger hat statistische 
N achweisiungen zu verfassen. 

I 

(3) In, ler Kranken-, Unfall- und Pensionsversi­
cherung ~at der Versicherungsträger für jede dieser 
Versicherungen die Erfolgsrechnung und die stati­
stisch~n I Nachweisungen getrennt zu e~stellen. 
GemeInsame Erträge und Aufwendungen smd auf 
die gen+nten Versicherungen nach den Bestim­
mungen der Rechnungsvorschriften aufzuteilen. 

I ' 

(4) Der Bundesminister für soziale Verwaltung 
hat nach] Anhörung des Hauptverbandes der öster­
reichischen Sozialversicherungsträger Weisungen 
für die Rechnungsführung, Rechnungslegung, die 
Erstellutig des Jahresvoranschlages sowie des Jah­
resbericHtes (Abs. 1) und für die statistischen Nach­
weisungen (Abs. 2) zu erlassen. 

(5) un~erändert. 
I 
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32 329 der Beilagen 

Anschlußblatt 
GSVG - Vorgeschlagene Fassung 

1985: 

'Zusammentreffen eines Pensionsanspruches mit 
Erwerbseinkommen aus einer die Pflichtversiche­
rung nach diesem Bundesgesetz nicht begründenden 

Erwerbstätigkeit 

§ 56. (1) Wird 'neben einem Pensionsanspruch 
aus der Pensionsversicherung mit Ausnahme des 
Anspruches auf Waisenpension noch Erwerbsein­
kommen (Abs. 3 und 4) aus einer gleichzeitig aus­
geübten Erwerbstätigkeit, die nicht die Pflich~ersi­
cherung nach diesem Bundesgesetz begründet, 
erzielt, so ruhen unbeschadet des Abs. 2 40vH der 
Pension mit dem Betrag, um den das im Monat 
gebührende Erwerbseinkommen 3 306 S übersteigt, 
höchstens jedoch mit dem Betrag, um den die 
Summe aus Pension und Erwerbseinkommen im 
Monat den Be~rag von 7231 S übersteigt. An die 
Stelle der Beträge von 3 306 S ,und 7 231 S treten 
ab 1. Jänner eines jeden Jahres die unter Bedacht­
nahme auf § 47 mit der jeweiligen Aufwertungszahl 
(§ 45) vervielfachten Beträge. 

(2) Ist Abs. 1 auf einenAnspruch auf 

a) Witwen(Witwer)pension anzuwenden, 

b) Erwerbsunfähigkeitspension anzuwenden 
und wird das Erwerbseinkommen aus einer 
Erwerbstätigkeit erzielt, zu deren Ausübung 
der Versicherte durch Maßnahmen der 
Rehabilitation (§ 149 Abs. 1) befähigt wurde 
oder aufgrund deren der Versicherte wäh­
rend des Ansprucqes auf diese Pension, ohne 
daß ihm Maßnahmen der Rehabilitation 
gewährt worden sind, mindestens 36 Bei­
tragsmonate der Pflichtversicherung erwor­
ben hat, 

so ruhen 40 vH der Witwen(Witwer)pension bzw. 
der Erwerbsunfähigkeitspension mit dem Betrag, 
um den das im Monat gebührende Erwerbseinkom­
men 6 156 S übersteigt, höchstens j~doch mit dem 
Betrag, um den die Summe aus Pension und 
Erwerbseinkommen im· Monat den Betrag von 
10585 S übersteigt. An die Stelle der Beträge von 
6 156 Sund 10 585 S treten ab 1. Jänner eines jeden 
Jahres die unter Bedachtnahme auf § 47 mit der 
jeweiligen Aufwertungszahl (§ 45) vervielfachten 
Beträge. 

(3) unverändert. 

(4) Hat der Pensionsbere~htigte Anspruch auf 
eine Beihilfe nach den besonderen Vorschriften 
über den Familienlastenausgleich, sind vom 
Erwerbseinkommen für jedes Kind, für das 
Anspruch auf eine Beihilfe besteht, 1 585 S.im vor­
aus abzusetzen. An die Stelle dieses Betrages tritt 
ab 1. Jänner eines jeden Jahres der unter Bedacht­
nahme auf § 47 mit der jeweiligen Aufwertungszahl 
(§ 45) vervielfachte Betrag. 

(5) unverändert. 

GSVG - Vorgeschlagene Fassung 
1986: 

'Zusammentreffen eines Pensionsanspruches mit 
Erwerbseinkommen aus einer die pflichtversiche­
rung nach diesem Bundesgesetz nicht begründenden 

Erwerbstätigkeit 

§ 56. (1) Wird neben einem Pensionsanspruch 
aus der Pensionsversicherung mit Ausnahme des 
Anspruches auf Waisenpension noch Erwerbsein­
kommen (Abs. 3 und 4) aus einer gleichzeitig aus­
geübten Erwerbstätigkeit, die nicht die Pflichtversi­
cherung nach diesem Bundesgesetz begründet, 
erzielt, so ruhen unbeschadet des Abs. 2 40 vH der 
Pension mit dem Betrag, um den das, im Monat 
gebührende Erwerbseinkommen :3 200 S übersteigt, 
höchstens jedoch mit dem Betrag, um den die 
Summe aus Pension und Erwerbseinkommen im 
Monat den Betrag von 7 000 S übersteigt. An die 
Stelle der Beträge von 3 200 Sund 7 000 S treten 
ab 1. Jänner eines jeden Jahres die unter Bedacht­
nahme auf § 47 mit der jeweiligen Richtzahl (§ 45) 
vervielfachten Beti:äge. 

(2) Ist Abs. 1 auf einen Anspruch auf 

a) Witwen(Witwer)pension anzuwenden, 

b) Erwerbsunfähigkeitspension anzuwenden 
und wird das Erwerbseinkommen aus einer 
Erwerbstätigkeit erzielt, zu deren Ausübung 
der Versicherte durch Maßnahmen der 
Rehabilitation (§ 149 Abs. 1) befähigt wurde 
oder aufgrund deren der Vei:sicherte wäh­
rend des Anspruches auf diese Pension, ohne 
daß ihm Maßnahmen der Rehabilitation 
gewährt worden sind, mindestens 36 Bei­
tragsmonate der Pflichtversicherung erwor­
ben hat, 

so ruhen 40 vH der Witwen(Witwer)pension bzw. 
der Erwerbsunfähigkeitspension mit dem Betrag, 
um den das im Monat gebührende Erwerbseinkom­
men 5959 S übersteigt, höchstens jedoch mit dem 
Betrag, um den die Summe aus Pension und 
Erwerbseinkommen im Monat den Betrag von 
10247 S übersteigt. An die Stelle der Beträge von 
5959 Sund 10247 S treten ab 1. Jänner eines jeden 
Jahres die unter Bedachtnahme auf § 47. mit der 
jeweiligen Richtzahl (§ 45) vervielfachten Beträge. 

(3) unverändert. 

(4) Hat der Pensionsberechtigte Anspruch auf 
eine Beihilfe nach den besonderen Vorschriften 
über den Familienlastenausgleich, sind vom 
Erwerbseinkommen für jedes Kind, für das 
Anspruch auf eine Beihilfe besteht, 1 534 S im vor­
aus abzusetzen. An die Stelle dieses Betr?-ges tritt 
ab 1. Jänner eines jeden Jahres, erstmals ab 1. Jän­
ner 1985, der unter Bedachtnahmeauf § 47 mit der 
jeweiligen Richtzahl (§ 45) vervielfachte Betrag. " 

(5) unverändert. 

I 
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GSVG - Vorgeschlagene Fassung GSVG 
1985: 

33 

Vorgeschlagene Fassung 
1986: 

(6) Waren die Voraussetzungen für die Anwen­
dung der Abs. 1 bzw. 2 nicht während eines ganzen 
Kalenderjahres gegeben, weil 

a) der Pensionsberechtigte nicht während des 
ganzen Jahres Anspruch auf Pension hatte 
oder 

b) nicht ständig beschäftigt war oder 
c) hat der Pensionsberechtigte während der 

Zeit, in der er Anspruch auf Pension hatte, 
ein Entgelt bezogen, das in den einzelnen 
Kalendermonaten nicht gleich hoch war, 

kann er beim Versicherungsträger bis 31. März des 
folgenden Kalenderj ahres beantragen, daß die 
Bestimmungen der Abs. 1 bzw. 2 für das vorange­
gangene Kalenderjahr oder den Teil desselben, für 
den ein Pensionsanspruch ,bestand, neuerlich ange­
wendet werden, in den Fällen der lit. bund c, 
sofern das bezogene Entgelt während des ganzen 
Kalenderjahres das Dreißigfache der Höchstbei­
tragsgrundlage gemäß § 45 Abs. 1 lit. b des Allge­
meinen Sozialversicherungsgesetzes im vorange­
gangenen Kalenderjahr nicht überschritten hat; als 
monatlich gebührendes Entgelt ist dabei das· im 
Durchschnitt auf die Monate, in denen Pensionsan­
spruch bestand, entfallende Entgelt anzunehmen, 
Eine solche neuerliche Feststellung kann jederzeit 
auch von Amts wegen erfolgen. Ergibt sich daraus 
ein Mehrbetrag gegenüber dem zur Auszahlung 
gelangten monatlichen Pensionsbetrag, ist der 
Mehrbetrag dem Pensionsberechtigten zu erstatten. 

(7) Mehrere Pensionsansprüche sind zu einer 
Einheit zusammenzufassen, Kämen für die Ermitt­
lung des Ruhensbetrages sowohl die im Abs. i als 
auch die im Abs, 2 genannten Grenzbeträge in 
Betracht, so sind die im Abs, 1 genannten Grenzbe­
träge maßgebend, Der Ruhensbetrag ist auf meh­
rere beteiligte Pensionsansprüche nach deren Höhe 
aufzuteilen. 

(6) Waren die Voraussetzungen für die Anwen­
dung der Abs, 1 bzw. 2 nicht während eines ganzen 
Kalenderjahres gegeben, weil 

a) der Pensionsberechtigte nicht während des 
ganzen Jahres' Anspruch auf Pension hatte 
oder 

b) nicht ständig beschäftigt war oder 
c) hat der Pensionsberechtigte während der 

Zeit, in der er Anspruch auf Pension hatte, 
ein Entgelt bezogen, das in den einzelnen 
Kalendermonaten nicht gleich hoch war, 

kann er beim Versicherungsträger bis 31. März des 
folgenden Kalenderjahres beantragen, daß die 
Bestimmungen der Abs, 1 bzw. 2 für das vorange­
gangene Kalenderjahr oder den Teil desselben, für 
den ein Pensions anspruch bestand, neuerlich ange­
wendet werden, in den Fällen der lit. bund c, 
sofern das bezogene Entgelt während des ganzen 
Kalenderjahres das Dreißigfache der Höchstbei­
tragsgrundlage gemäß § 45 Abs, 1 lit. b des Allge­
meinen Sozialversicherungsgesetzes im vorange­
gangenen Kalenderjahr nicht überschritten hat; als 
monatlich gebührendes Entgelt ist dabei das im 
Durchschnitt auf die Monate, in denen Pensionsan­
spruch bestand, e-ntfallende Entgelt anzunehmen, 
Eine solche neuerliche Feststellung kann jederzeit 
auch von Amts wegen erfolgen. Ergibt sich daraus 
ein Mehrbetrag gegenüber dem zur Auszahlung 
gelangten monatlichen Pensionsbetrag, ist der 
Mehrbetrag dem Pensionsberechtigten zu erstatten. 

(7) Mehrere Pensionsansprüche sind zu einer 
Einheit zusammenzufassen. Kämen für die Ermitt­
lung des Ruhensbetrages sowohl die im Abs, 1 als 
auch die im Abs. 2 genannten Grenzbeträge in 
Betracht, so sind die im Abs. 1 genannten Grenzbe­
träge maßgebend, Der Ruhensbetrag ist auf meh­
rere beteiligte Pensionsansprüche nach deren Höhe 
aufzuteilen, 

329 der Beilagen XVI. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 33 von 33

www.parlament.gv.at




